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Einleitung 
Die vorliegende Analyse unterzieht den Budgetentwurf der Bundesregierung für die 
Jahre 2025 und 2026 sowie die begleitenden Dokumente einer kritischen Prüfung. Ziel 
ist es, die budgetären und wirtschaftspolitischen Weichenstellungen nicht nur 
deskriptiv darzustellen, sondern sie fundamental hinsichtlich ihrer Konsequenzen für 
individuelle Freiheit, marktwirtschaftliche Prozesse, Kapitalbildung und langfristigen 
Wohlstand zu bewerten. 

Die Notwendigkeit, die Staatsfinanzen zu konsolidieren, ist angesichts der aktuellen 
Lage unbestreitbar und wird auch von offizieller Seite betont. Die vorgeschlagenen 
Maßnahmen und die ihnen zugrundeliegende Philosophie werfen jedoch erhebliche 
Fragen auf. Ein grundsätzliches Problem, das sich wie ein roter Faden durch den 
gesamten Budgetentwurf und die damit verbundenen Rechtfertigungen zieht, ist ein 
niedrigauflösendes, oft auf widersinnigen und irreführenden Aggregatgrößen 
basierendes Denken. Dieses Denken vernachlässigt die komplexen, dynamischen 
und oft kontraintuitiven Wirkungsweisen von Märkten und individuellen 
Anreizstrukturen. Es führt zu einer Politik, die tendenziell eher Symptome bekämpft, als 
die tieferliegenden Ursachen fiskalischer und ökonomischer Fehlentwicklungen 
anzugehen. 

Diese Analyse wird daher systematisch die verschiedenen Aspekte des Budgets - 
von Staatsausgaben und -verschuldung über die Einnahmenpolitik und spezifische 
Interventionen bis hin zu den impliziten Annahmen über Geldpolitik und die Rolle des 
Staates - beleuchten. Es wird dargelegt, inwieweit der eingeschlagene Kurs den 
Prinzipien einer liberalen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung entspricht oder 
ihnen zuwiderläuft. Die Untersuchung mündet in konkrete Politikempfehlungen, die 
auf eine radikale Wende hin zu mehr Freiheit, Eigenverantwortung und echter 
Marktwirtschaft abzielen, als Grundlage für eine nachhaltige Sanierung der 
Staatsfinanzen und eine prosperierende Zukunft Österreichs. 
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Staatsausgaben und Staatsverschuldung 

I.​ Die Lage der Staatsfinanzen 

Die Notwendigkeit, die Staatsfinanzen zu konsolidieren, ist nicht mehr zu leugnen. Die 
Bundesregierung stellt im Budgetbericht 2025/2026 fest, dass die negative 
wirtschaftliche Entwicklung, umfassende Krisenhilfen und permanent wirkende 
Entlastungsmaßnahmen das Budget massiv belasten, was 2024 zu einem 
Maastricht-Defizit von 4,7% des BIP und einem Anstieg der Schuldenquote auf 81,8% 
des BIP führte, womit die Maastricht-Vorgaben deutlich verfehlt wurden. Daher, so 
der Bericht, bekenne sich die Bundesregierung zu einer umfassenden 
Budgetsanierung und einer nachhaltigen Budgetpolitik und leite mit den Budgets 
2025/2026 die Sanierung der Staatsfinanzen ein, um in einem schwierigen Umfeld die 
budgetäre Trendwende zu schaffen. Allerdings: Diese Situation muss als eine 
Konsequenz vorangegangener wirtschaftspolitischer Entscheidungen gesehen 
werden. Häufig ist das Erfordernis, die öffentlichen Finanzen zu konsolidieren, das 
Resultat einer expansiven Fiskal- und Geldpolitik, die zwar kurzfristig (scheinbar) 
positive Effekte generiert, mittel- und langfristig jedoch zu erheblichen 
wirtschaftlichen Verwerfungen führt. So auch hier. 

Der Staatshaushalt ist Ausdruck der wirtschaftspolitischen Grundhaltung einer 
Regierung. Ein Staat, der einen erheblichen Teil der gesellschaftlichen Wertschöpfung 
für sich beansprucht und umfassend in das Wirtschaftsleben eingreift, entfernt sich 
von einem Modell minimaler staatlicher Aktivität, das sich auf Kernfunktionen wie 
Justiz, Polizei, Landesverteidigung und den Schutz von Eigentumsrechten beschränkt. 
Jede staatliche Intervention, die über diese Minimalfunktionen hinausgeht, sollte 
nicht nur kritisch hinterfragt werden, sondern es muss betont werden, dass jede 
solche Intervention per se zu Marktverzerrungen und Fehlallokationen führt. Sie 
entzieht dem produktiven, privatwirtschaftlichen Sektor Ressourcen und lenkt sie in 
Kanäle, welche durch politische statt durch marktbasierte Kriterien bestimmt werden. 
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II.​ Das Ausmaß und die Struktur der geplanten 
Staatsausgaben 

Die geplanten Auszahlungen des administrativen Bundeshaushalts belaufen sich auf 
123,2 Milliarden Euro für 2025 und 125,9 Milliarden Euro für 2026. Auf gesamtstaatlicher 
Ebene wird prognostiziert, dass die Ausgabenquote im Jahr 2025 einen Höhepunkt 
von 56,8% des Bruttoinlandsprodukts (BIP) erreichen und bis 2029 nur geringfügig auf 
55,0% des BIP sinken soll. Eine derartige Quote, bei der mehr als die Hälfte der 
gesamten Wirtschaftsleistung eines Landes durch staatliche Kanäle gelenkt wird, ist 
aus mehreren Gründen exzessiv und schädlich für Prosperität und individuelle 
Freiheit. 

Eine hohe Staatsquote impliziert einen massiven Umverteilungs- und 
Interventionsapparat. Ressourcen werden dem privaten Sektor durch Steuern oder 
Staatsverschuldung entzogen, wobei letztere auf zukünftige Besteuerung oder eine 
inflationäre Geldentwertung hinausläuft. Fehlallokationen sind bei einem derart 
hohen Staatsanteil systemimmanent, da jede Intervention definitionsgemäß die freie 
Preisbildung und Ressourcenallokation durch den Marktmechanismus stört. 
Staatliche Akteure verfügen prinzipiell nicht über das verstreute und 
kontextspezifische Wissen, das notwendig ist, um Ressourcen effizient im Sinne der 
tatsächlichen Präferenzen der Konsumenten einzusetzen. Ihre Entscheidungen sind 
stattdessen oft von politischen Erwägungen, dem Einfluss von Interessengruppen 
und bürokratischer Logik geprägt. 

Die Absicht, öffentliche Mittel vorrangig in Bereiche wie Bildung, Gesundheit und 
Klimaschutz zu investieren, anstatt hohe Zinszahlungen zu leisten, ist grundsätzlich 
eine wirtschaftspolitisch vernünftige Haltung. Der Budgetbericht betont zudem, dass 
die Bundesregierung gezielt standortpolitische Akzente setze und in den Arbeitsmarkt 
sowie in die Zukunft und Bildung junger Menschen investiere, mit zusätzlichen Mitteln 
für Wirtschaft & Arbeit, Gesundheit & Soziales, nachhaltige Lebensgrundlagen sowie 
Bildung und Integration. Es stellt sich jedoch die grundlegende Frage, ob der Staat 
der geeignete Akteur in diesen Bereichen ist. Ausgaben für Bildung und Gesundheit 
jenseits der Sicherstellung grundlegender Funktionen sind kritisch zu sehen. Private 
Initiativen, Wettbewerb und Marktmechanismen führen auch in diesen Sektoren zu 
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vielfältigeren, qualitativ hochwertigeren und kostengünstigeren Lösungen, die den 
individuellen Bedürfnissen besser entsprechen. Staatliche Maßnahmen zum 
Klimaschutz, insbesondere wenn sie durch Subventionen und nicht durch klar 
definierte, eigentumsbasierte Regeln zur Internalisierung externer Effekte erfolgen 
(sofern die negativen Effekte die positiven Effekte einer solchen Internalisierung nicht 
übersteigen), führen ebenfalls zu Ineffizienz und zur Begünstigung bestimmter 
Technologien oder Industrien auf Kosten anderer. 

Die detaillierte Struktur der Ausgaben bestätigt die Dominanz staatlicher 
Umverteilung und Intervention: 

●​ Pensionen (UG 22 und 23)​
Mit 32,9 Milliarden Euro (2025) und 34,2 Milliarden Euro (2026) verdeutlichen 
diese Ausgaben die Last bestehender, überwiegend umlagefinanzierter 
Systeme, die individuelle Vorsorge schwächen und besonders anfällig für 
demografische Schocks sind. 

●​ Bildung, Wissenschaft & Forschung (UG 30, 31, 33 und 34)​
Mit 20,1 Milliarden Euro (2025) und 20,7 Milliarden Euro (2026) fließt ein Großteil 
dieser Summe in staatlich dominierte Strukturen, deren Effizienz und 
Innovationsfähigkeit kritisch hinterfragt werden sollte. 

●​ Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie (Rubrik 2)​
Dieser Bereich stellt mit 60,9 Milliarden Euro (2025) und 62,9 Milliarden Euro 
(2026) den größten Ausgabenblock dar und zeigt deutlich die umfassende 
Rolle des Staates als Umverteilungs- und Wohlfahrtsinstanz. Die Ausgaben in 
dieser Rubrik entsprechen etwa der Hälfte aller Bundesausgaben. 

Die aktuelle Ausgabenpolitik entfernt sich somit weit von einem Modell minimaler 
staatlicher Funktionen. Statt einer Konzentration auf Kernfunktionen maßt sich die 
Regierung eine umfassende staatliche Zuständigkeit für nahezu alle Lebensbereiche 
an. Der Abbau der Ausgaben, insbesondere im Bereich der Subventionen, der 
Sozialtransfers (über ein minimales, klar definiertes Existenzsicherungsnetz hinaus) 
und der direkten staatlichen Wirtschaftsinterventionen, wäre nicht nur eine 
budgetäre Notwendigkeit, sondern eine Voraussetzung für die Belebung der 
Marktkräfte und die Stärkung der individuellen Freiheit. Die Forderung nach klaren 
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Auslaufklauseln für staatliche Programme und die Zielsetzung der Überführung in 
private oder freiwillige Strukturen für vorübergehend akzeptable staatliche 
Restfunktionen fehlen im aktuellen Budgetansatz völlig. 

III.​ Die Dynamik von Staatsverschuldung und 
Budgetdefiziten 

Die Budgetdokumente zeigen eine bedenkliche Defizit- und Verschuldungssituation. 
Das gesamtstaatliche Defizit lag 2024 bei 4,7% des BIP (22,5 Milliarden Euro) und wäre 
ohne geplante Sanierungsmaßnahmen 2025 auf 5,8% des BIP (über 28,6 Milliarden 
Euro) angestiegen. Die Staatsschuldenquote erreichte 2024 bereits 81,8% des BIP. 
Trotz des angekündigten "Sanierungspakets", welches das Maastricht-Defizit 2025 
auf 4,5% und 2026 auf 4,2% des BIP senken soll, wird die Schuldenquote weiter 
deutlich ansteigen: auf 84,7% im Jahr 2025, 86,2% im Jahr 2026 und soll laut Prognose 
erst 2028 mit 87,0% des BIP einen vorläufigen Höhepunkt erreichen, um dann 
marginal zu sinken. Die Aussage, dass die Schuldenquote ohne das 
"Sanierungspaket" bis 2029 auf fast 100% steigen würde (ohne Berücksichtigung 
potenziell steigender Risikoprämien), verdeutlicht die Brisanz der Lage, zeigt aber 
auch, dass das aktuelle Paket bestenfalls eine Verlangsamung des Anstiegs, keine 
echte Umkehr bewirkt. Die Regierung gibt an, dass das Maastricht-Defizit erst im Jahr 
2028 mit 2,98% wieder knapp unter 3,0% des BIP rückgeführt werden soll. 

Darauf aufbauend stellt sich die Frage, warum ein Defizit von nahe oder knapp unter 
3% des BIP implizit als ein anzustrebendes Ziel behandelt wird. Angesichts der 
angespannten Schuldensituation und der Notwendigkeit, zukünftigen Generationen 
Handlungsspielräume zu erhalten, wäre ein ambitionierter Budgetüberschuss das 
fiskalpolitisch verantwortungsvolle und nachhaltige Ziel, um einen glaubwürdigen 
Schuldenabbau einzuleiten. 

Diese Zahlen sind jedenfalls Ausdruck einer tiefgreifenden fiskalischen 
Fehlentwicklung mit schwerwiegenden langfristigen Konsequenzen: 

●​ Die Last für zukünftige Generationen​
Die Anhäufung von Staatsschulden stellt eine massive Belastung für zukünftige 
Generationen dar. Schulden, die heute aufgenommen werden, um laufende 
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Staatsausgaben oder politisch motivierte Projekte zu finanzieren, müssen von 
zukünftigen Steuerzahlern getilgt werden. Dies ist eine Form der politischen 
Umverteilung von zukünftigen zu heutigen Generationen und verstößt 
zumindest potenziell gegen das Prinzip der Generationengerechtigkeit. 

●​ Die permanente Inflationsgefahr​
Eine hohe Staatsverschuldung erhöht den Anreiz für Regierungen, die reale 
Schuldenlast durch Inflation zu mindern. Inflation ist eine Form der 
Besteuerung und Enteignung, die vor allem Sparer, Bezieher fester Einkommen 
und sozial Schwache trifft. Die Gefahr der monetären Finanzierung von 
Staatsschulden und die damit verbundene Inflationsgefahr werden nicht 
explizit als Konsequenz der eigenen Verschuldungspolitik thematisiert. Eine 
unumstößliche politische Verpflichtung zur Tilgung ohne monetäre Tricks wäre 
hier äußerst wichtig. 

●​ Verdrängung privater Investitionen (Crowding-Out)​
Wenn der Staat in großem Umfang Kredite aufnimmt, konkurriert er mit 
privaten Unternehmen und Haushalten um knappe Kapitalmittel. Dies führt zu 
höheren Zinssätzen und verdrängt private Investitionen. Private Investitionen 
sind jedoch der Motor für Kapitalbildung, technologischen Fortschritt und 
nachhaltiges Wirtschaftswachstum. Die Warnung vor den Kosten steigender 
Zinsen ("Steigt die Verzinsung der Staatsschulden um einen Prozentpunkt, so 
kostet uns das mittelfristig mehr als 4 Milliarden Euro pro Jahr") erkennt zwar 
die Opportunitätskosten hoher Zinsen, stellt aber nicht die grundlegendere 
Frage, ob diese Ressourcen nicht besser im privaten Sektor verblieben wären. 

●​ Verlust an wirtschaftlicher Stabilität und Souveränität​
Eine hohe Verschuldung macht ein Land anfällig für Änderungen der 
Stimmung an den internationalen Finanzmärkten und für das Diktat von 
Gläubigern. Dies schränkt den politischen Handlungsspielraum ein und kann 
im Krisenfall zu schmerzhaften und von außen aufgezwungenen 
Anpassungsprogrammen führen. Die "Abhängigkeit von den Finanzmärkten" 
ist eine direkte Folge unsolider Haushaltspolitik. 

●​ Verzerrung der Kapitalstruktur​
Die staatliche Kreditaufnahme und die damit verbundenen Ausgaben lenken 
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Ressourcen in Sektoren und Projekte, die nicht den tatsächlichen Präferenzen 
der Konsumenten entsprechen oder langfristig unproduktiv sind. Dies führt zu 
einer Fehlallokation von Kapital und einer Verzerrung der natürlichen 
Kapitalstruktur der Wirtschaft, was für eine geringere Funktionsfähigkeit der 
Wirtschaft sorgt und die Grundlage für zukünftige Krisen legt. 

Die Feststellung, die "schwache Leistung von Österreichs Wirtschaft und 
Wirtschaftspolitik in der Teuerungskrise [sei] die wichtigste Ursache für die 
anhaltende Budgetmisere", greift zu kurz. Die Teuerungskrise selbst ist das Ergebnis 
staatlicher Interventionen (beispielsweise Lockdowns), in Verbindung mit einer 
fehlgeleiteten, expansiven Geldpolitik, die oft Hand in Hand mit einer expansiven 
Fiskalpolitik geht. Die Kritik, Österreich habe versucht, die hohe Inflation "mit immer 
neuen Transfers und Förderungen auszugleichen", was "wenig erfolgreich" und 
"außerordentlich kostspielig für den Staatshaushalt" war, ist eine zutreffende 
Beschreibung jener Symptombekämpfung, welche die tieferen Ursachen ignoriert 
und die Probleme oft noch verschärft. Allerdings stellen die vorgeschlagenen 
Preiseingriffe hier keine Verbesserung dar, im Gegenteil: Sie erzeugen Mangel und 
sorgen so für noch größere Probleme. Beide Maßnahmen sind aus ökonomischer 
Sicht schädlich und als problemverschärfende Symptombekämpfung abzulehnen. 

IV.​ Die Fragwürdigkeit der budgetären Rechtfertigungen 
und der Sanierungsbemühungen 

Die Regierung rechtfertigt die Notwendigkeit der Sanierung mit dem Ziel, "hohe 
Zinszahlungen und die Abhängigkeit von den Finanzmärkten [zu] vermeiden" und 
"Spielräume für fortschrittliche Investitionen [zu] schaffen". Das gesamtstaatliche 
Konsolidierungsvolumen wird mit 6,4 Milliarden Euro für 2025 und 8,7 Milliarden Euro 
für 2026 beziffert und als eines der größten der letzten Jahrzehnte dargestellt. Das 
Gesamt-Konsolidierungsvolumen (inklusive Gegenfinanzierung der 
Offensivmaßnahmen) beträgt 2025 7,0 Milliarden Euro und 2026 10,3 Milliarden Euro. 
Der Bericht betont, dass es sich um eine "gemeinsame Kraftanstrengung" handle und 
ein "Mix aus Einsparungen, steuerlichen Maßnahmen, langfristigen Reformen und 
Effizienzsteigerungen umgesetzt" werde, wobei für 2025/2026 vor allem "schnell 
umsetzbare Maßnahmen" ergriffen würden, während in der mittleren Frist 

10 



Ökonomische Analyse zum Budget 2025/2026 ​ ​                        Hayek Institut 
 

"strukturelle Reformen" ihre Wirkung entfalten sollen. Die einnahmenseitigen 
Maßnahmen (steuerliche Maßnahmen, Beiträge staatsnaher Unternehmen, 
zusätzliche SV-Beiträge) sollen 2,0 Milliarden Euro (2025) und 3,6 Milliarden Euro 
(2026) beitragen, während ausgabenseitige Maßnahmen 
(Verwaltungseinsparungen, Kürzungen bei Förderungen, strukturelle Reformen) 5,0 
Milliarden Euro (2025) und 6,7 Milliarden Euro (2026) umfassen. Langfristig soll das 
Maastricht-Defizit bis 2028 wieder die 3%-Marke unterschreiten. Diese 
Sanierungsbemühungen und ihre Rechtfertigungen sind jedoch mit erheblicher 
Skepsis zu betrachten: 

●​ Unzureichende Nachhaltigkeit und Tiefe​
Eine echte und nachhaltige Sanierung erfordert mehr als nur das Erreichen 
kurzfristiger Defizitziele; sie erfordert eine fundamentale Neubewertung und 
Reduktion der Staatsaufgaben. Ohne eine radikale Reduktion der Staatsquote 
und eine grundsätzliche Abkehr von der Interventionslogik muss jede 
Sanierung oberflächlich bleiben und kann keine dauerhafte Lösung 
herbeiführen. Die aktuellen Pfade beruhen oft auf politischen Versprechungen 
statt auf unumkehrbaren institutionellen Änderungen. Die Tatsache, dass die 
Ausgabenquote auch 2029 noch bei prognostizierten 55,0% des BIP liegen soll, 
zeigt, dass von einer signifikanten Verschlankung des Staates keine Rede sein 
kann. Die Schuldenquote soll sich bei etwa 87% des BIP stabilisieren, was ein 
sehr hohes und gefährliches Niveau darstellt. Eine verfassungsrechtlich 
verankerte, starre Schuldenbremse ohne Ausweichklauseln, die bei 
Nichteinhaltung automatische, prozentual gleichmäßige Kürzungen über alle 
Ressorts (außer den Kernfunktionen) erzwingt und persönliche Haftung für 
politische Entscheidungsträger bei Verstößen einführt, wäre zwar sinnvoll und 
angesichts der angespannten Budgetsituation dringend notwendig - diese 
Einsicht hat sich jedoch auf politischer Ebene noch nicht durchgesetzt. 

●​ Kontraproduktivität einiger Maßnahmen​
Die Behauptung, man habe Maßnahmen gewählt, "bei denen der dämpfende 
Effekt auf Nachfrage und Beschäftigung möglichst gering ist", ignoriert die 
angebotsseitigen Effekte von Besteuerung und Regulierung. 
Steuererhöhungen, auch wenn sie als "gerecht" dargestellt werden, entziehen 
dem privaten Sektor Kapital und Ressourcen und dämpfen über Anreizeffekte 
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die Leistungsbereitschaft und Investitionstätigkeit. Jede staatliche 
Ressourcennutzung stellt eine Umleitung von Ressourcen dar, die per 
Definition die grundsätzlich effiziente, marktgetriebene Allokation stört. 

●​ Die Illusion "geschaffener Spielräume"​
Die Rhetorik, durch Sanierung "Spielräume für fortschrittliche Investitionen" des 
Staates schaffen zu wollen, ist ein klassisches Beispiel für staatszentriertes 
Denken. Wahre ökonomische Spielräume und nachhaltiger Wohlstand 
entstehen durch die Freisetzung privater Initiative, durch Sparen und 
Kapitalakkumulation im privaten Sektor. Der Staat schafft meist keine 
Ressourcen, er verteilt sie lediglich um - und dies meist weniger effizient und 
vor allem mit schädlicheren Anreizeffekten als der Markt. 

●​ Die fehlende Definition von "Austerität"​
Die Versicherung, man betreibe "keine Austeritätspolitik", ist politisch 
verständlich, verschleiert aber die Notwendigkeit grundlegender Einschnitte. 
Eine Definition von Austerität als "notwendige und unumgängliche Korrektur 
einer vorangegangenen Periode unsolider, expansiver Fiskal- und Geldpolitik" 
und als "Rückkehr zur finanzpolitischen Normalität" durch Reduktion der 
Staatsquote ist hier der analytisch schärfere Ansatz. Eine Gesundschrumpfung 
des Staates ist nicht das Problem, sondern die Lösung, da sie Ressourcen für 
produktivere private Verwendungen freisetzt. 

●​ Der Verkauf von Staatsvermögen​
Ein Verkauf sämtlicher nicht für die Kernfunktionen des Staates benötigten 
Staatsbeteiligungen und Vermögenswerte als wichtigen Mechanismus zur 
Schuldenreduktion findet im Budgetansatz keinen Widerhall. Die Reduktion des 
staatlichen Einflusses auf die Wirtschaft und die Stärkung der Privatinitiative 
durch die Überführung von Ressourcen in produktivere, marktgesteuerte 
Hände, sollte hier stärker im Vordergrund stehen, anstatt den Verkauf lediglich 
als technische Maßnahme zur Einnahmengenerierung zu betrachten. Wichtig 
ist: Es geht dabei um eine Entpolitisierung von Strukturen - deshalb ist darauf 
zu achten, ein Privatisierungsmodell zu wählen, in dem politische Korruption im 
Verkaufsprozess sowie eine Aufrechterhaltung des politischen Einflusses durch 
indirekte und informelle Kanäle möglichst ausgeschlossen wird. Statt einer 
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solchen Privatisierung fokussiert sich die Sanierung jedoch auf meist 
unambitionierte laufende Einnahmen- und Ausgabenanpassungen. 

Die Glaubwürdigkeit der Sanierungsbemühungen ist gering, solange sie nicht durch 
unumkehrbare institutionelle Reformen untermauert werden, die den Staat dauerhaft 
in Richtung seiner Kernfunktionen zurückführen und eine erneute Ausgaben- und 
Schuldenexpansion verhindern. Die Absicht, an "konkreten Maßnahmen" zur 
mittelfristigen Reduktion der Schuldenquote zu arbeiten, bleibt vage, solange diese 
Maßnahmen nicht im Detail vorgestellt und ihre Vereinbarkeit mit den Prinzipien 
eines freien Marktes und eines schlanken Staates nachgewiesen werden. Die 
Hoffnung, dass eine "besser als derzeit [...] angenommene" Konjunktur die Sanierung 
beschleunigen könnte, ist eine riskante Wette auf externe Faktoren statt einer soliden 
Basis für nachhaltige Staatsfinanzen. 

Zusätzlich zu diesen Bedenken ist angesichts der in der Vergangenheit oft 
mangelnden Treffsicherheit vieler ökonomischer Prognosen mehr als fraglich, ob die 
aktuellen Annahmen halten werden. Was geschieht, wenn sie erneut deutlich 
daneben liegen? Warum plant man angesichts dieser inhärenten Unsicherheiten ein 
Budget, das schon ohne Berücksichtigung dieser Unwägbarkeiten zu deutlichen 
Problemen und Verwerfungen führt, anstatt konservativere Annahmen zugrunde zu 
legen und robustere Puffer einzuplanen? 

Es lässt sich festhalten, dass die dargelegte Politik der Staatsausgaben und 
-verschuldung zwar die unmittelbare Notwendigkeit einer Kurskorrektur anerkennt, 
jedoch in ihren Ansätzen und Zielen weit hinter dem zurückbleibt, was für eine echte 
und nachhaltige Sanierung der Staatsfinanzen und eine Wiederherstellung der 
wirtschaftlichen Freiheit erforderlich wäre. Die Betonung der Finanzierung 
"fortschrittlicher Investitionen" durch den Staat und die Aufrechterhaltung einer 
massiven Staatsquote zeigen eindeutig, dass kein grundlegendes Umdenken 
hinsichtlich der Rolle des Staates in der Wirtschaft stattgefunden hat. 
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Einnahmenpolitik - Zwang, Verzerrung und 
die Erosion der Kapitalbildung 

I.​ Die Natur staatlicher Einnahmen 

Die Einnahmenpolitik des Staates ist nicht eine bloße Notwendigkeit zur Finanzierung 
öffentlicher Dienstleistungen, sondern ein fundamentaler Eingriff in individuelle 
Freiheits- und Eigentumsrechte. Jede Steuer und jede Abgabe entzieht dem privaten 
Sektor Ressourcen, die Individuen durch Arbeit, Sparen und unternehmerische 
Tätigkeit erwirtschaftet haben. Besteuerung ist eine Form von Zwang - die Aneignung 
von Privateigentum durch den Staat. Auch wenn der Staat bestimmte, eng definierte 
Aufgaben erfüllt, bleibt die Finanzierung dieser Aufgaben durch Zwangsmittel stets 
problematisch und rechtfertigungsbedürftig. Die hohe Steuer- und Abgabenlast ist 
ein zentraler Aspekt der schleichenden Erosion individueller wirtschaftlicher Freiheit, 
da sie die Verfügungsgewalt der Bürger über die Früchte ihrer Arbeit und ihres 
Kapitals massiv einschränkt. 

Der vorliegende Budgetentwurf sieht eine gesamtstaatliche Einnahmenquote vor, die 
von 51,6% des BIP im Jahr 2024 auf 52,2% im Jahr 2025 steigen und bis 2029 auf 
diesem hohen Niveau konstant bleiben soll. Die Abgabenquote (Steuern und 
Sozialbeiträge) soll von 44,5% auf 45,3% des BIP klettern. Diese Zahlen sind Ausdruck 
einer massiven staatlichen Dominanz über die erwirtschafteten Ressourcen der 
Gesellschaft. Eine derart hohe Abgabenlast hat negative Konsequenzen: Sie reduziert 
die Anreize zu arbeiten, zu sparen und zu investieren, da ein erheblicher Teil der 
Erträge staatlich konfisziert wird. Insbesondere wird durch sie die unternehmerische 
Freiheit und Initiative eingeschränkt, da potenzielle Gewinne, die als Lohn für das 
Entdecken und Nutzen von Marktchancen dienen, stark geschmälert und falsche 
Anreize für risikoaverses Verhalten gesetzt werden. Die Abgabenlast schmälert die für 
die Kapitalbildung verfügbaren Mittel, welche die Grundlage für 
Produktivitätssteigerungen und somit für nachhaltigen Wohlstand sind. Zudem führt 
eine hohe Steuerlast tendenziell zu Kapitalflucht und einer Verlagerung 
wirtschaftlicher Aktivitäten in weniger repressive Steuerjurisdiktionen. 
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Ein Steuersystem, das ausschließlich die engsten Staatsaufgaben finanziert und 
minimale Verzerrungen erzeugt, wobei eine sehr niedrige Einheitssteuer auf den 
Konsum oder eine Kopfsteuer denkbar wären, unterstreicht das Ziel der Minimierung 
staatlichen Zugriffs und der Reduktion ökonomischer Schäden durch Besteuerung. 
Jede einzelne Steuer im bestehenden System muss daher nicht nur nach ihrem 
Aufkommen, sondern vor allem nach ihren verzerrenden Wirkungen und ihrem 
Eingriff in individuelle Rechte beurteilt werden. 

II.​ Analyse der geplanten Steuermaßnahmen 

Der Budgetbericht und die Budgetrede kündigen diverse einnahmenseitige 
Maßnahmen an, die 2025 knapp 2 Milliarden Euro und 2026 mehr als 3 Milliarden Euro 
zur Budgetkonsolidierung beitragen sollen. Die Bundesregierung führt dazu aus, dass 
diese Maßnahmen so konzipiert seien, dass sie "einerseits einen 
Konsolidierungsbeitrag von Gruppen bewirken, die in der Vergangenheit zu den 
Krisengewinnern gezählt haben, zum Beispiel Profiteure von erhöhten Energiepreisen 
oder Zinsanhebungszyklen. Andererseits werden unter anderem Steuerlücken 
geschlossen. Diese werden zwar als gerechter Beitrag verschiedener Gruppen 
dargestellt, müssen aber aus ökonomischer Sicht kritisch analysiert werden: 

Bankenabgabe und Energiekrisenbeitrag: 

●​ Die Anhebung der Stabilitätsabgabe für Banken (350 Millionen Euro in 
2025/2026) und ein zusätzlicher Sanierungsbeitrag der Energiewirtschaft (200 
Millionen Euro) werden damit begründet, dass diese Sektoren Rekordgewinne 
verzeichnet hätten, teils aufgrund der Zinspolitik der Europäischen Zentralbank. 

●​ Kritische Analyse​
Die Besteuerung von "Zufallsgewinnen" oder "Krisengewinnern" ist 
problematisch. 

○​ Willkür und Rechtsunsicherheit​
Solche Steuern sind oft willkürlich definiert und ad hoc eingeführt. Dies 
schafft erhebliche Rechtsunsicherheit und untergräbt das Vertrauen in 
die Stabilität des rechtlichen und steuerlichen Rahmens, was für 
langfristige Investitionsentscheidungen nachteilig ist. 
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○​ Fehlallokation von Kapital​
Gewinne sind im Marktprozess wichtige Signale für Knappheiten und 
profitable Investitionsmöglichkeiten. Ihre nachträgliche Besteuerung 
verzerrt diese Signale und lenkt Kapital von produktiven Verwendungen 
ab. Diese Steuern fehlallokieren Kapital und “bestrafen” spezifische 
Sektoren. 

○​ Überwälzung der Kosten​
Banken und Energieunternehmen werden versuchen, diese zusätzlichen 
Lasten auf ihre Kunden (durch höhere Gebühren oder Preise) oder 
Eigentümer (durch geringere Dividenden) zu überwälzen. Die effektive 
Inzidenz der Steuer wird also üblicherweise ganz anders aussehen als 
politisch intendiert. 

○​ Symptombekämpfung statt Ursachenbehebung​
Wenn außergewöhnliche Gewinne tatsächlich auf staatliche 
Interventionen (wie eine Zinspolitik, die zu Verwerfungen im Finanzsektor 
geführt hat) zurückzuführen sind, wäre die logische Konsequenz die 
Beseitigung dieser Interventionen, nicht eine zusätzliche Besteuerung 
der Symptome. Die Energiekrise beispielsweise ist ein eindrückliches 
Symptom für "Marktversagen" durch vorherige Interventionen, also 
tatsächliches Staatsversagen. 

Verbrauchssteuern (Tabaksteuer, diverse Gebührenerhöhungen, 
Glücksspielabgabe): 

●​ Diese Steuern werden mit dem Argument geringerer Leistungsfeindlichkeit 
oder zur Lenkung des Konsumverhaltens (Gesundheitspolitik, Bekämpfung von 
Spielsucht) gerechtfertigt. Der Budgetbericht nennt hier konkret die 
Einbeziehung von E-Autos in die motorbezogene Versicherungssteuer 
(Mehraufkommen 65 Millionen Euro 2025, 130 Millionen Euro 2026), eine 
Anhebung der Wettgebühr von 2% auf 5% (50 Millionen Euro 2025, 100 Millionen 
Euro 2026), die vorzeitige Abschaffung der Umsatzsteuerbefreiung für 
PV-Anlagen (175 Millionen Euro 2025, 70 Millionen Euro 2026), eine Erhöhung 
der Tabaksteuer (50 Millionen Euro 2025, 100 Millionen Euro 2026), eine 
Anhebung von Glücksspielabgaben (31 Millionen Euro 2025, 71 Millionen Euro 
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2026), sowie die Nachvalorisierung von Bundesgebühren (um die Inflation seit 
2011, was 48,2% entspricht, und ein Mehraufkommen von 65 Millionen Euro 2025 
und 150 Millionen Euro 2026 bringen soll) und Konsulargebühren (2,5 Millionen 
Euro 2025, 4,8 Millionen Euro 2026). 

●​ Kritische Analyse​
Auch wenn Verbrauchssteuern im Vergleich zu direkten Steuern auf 
Einkommen und Kapital als weniger schädlich für die Produktionsstruktur 
gelten mögen (da sie eher den Konsum als das Sparen belasten), stellen sie 
dennoch einen Eingriff in die Konsumfreiheit und die individuellen Präferenzen 
dar. Der Staat maßt sich hier an, besser zu wissen, was Bürger konsumieren 
sollten, als diese selbst. Zudem haben solche Steuern oft einen regressiven 
Charakter, da sie relativ ärmere Haushalte, die einen größeren Teil ihres 
Einkommens für Konsumgüter (inklusive der besteuerten Güter) ausgeben, 
überproportional belasten. 

Grunderwerbsteueränderungen ("Share Deals") und Umwidmungsabgabe: 

●​ Das Schließen von Lücken bei der Grunderwerbsteuer für "Share Deals" und die 
Einführung einer Umwidmungsabgabe werden mit dem Narrativ der 
Steuergerechtigkeit versehen. Es wird davon gesprochen, die "Spielräume 
großer Immobilien-Jongleure" einzuschränken. Man rechnet durch den 
“Lückenschluss” bei "Share Deals" in der Grunderwerbsteuer mit einem 
Mehraufkommen von 35 Millionen Euro 2025 und 100 Millionen Euro 2026. Die 
Einführung eines Umwidmungszuschlages bei Grundstücksveräußerungen (im 
Rahmen der ImmoEst, 30% des Veräußerungserlöses, für Umwidmungen ab 
1.1.2025 und Veräußerungen ab 1.7.2025) soll ein Mehraufkommen von 10 
Millionen Euro 2025 und 30 Millionen Euro 2026 bringen. 

●​ Kritische Analyse​
Eine Erhöhung ist schädlich, da sie Transaktionen verteuert und die Mobilität 
von Kapital und Arbeit behindert. 

○​ Transaktionskosten und Liquidität​
Die Grunderwerbsteuer ist eine Transaktionssteuer, die die Kosten für 
den Eigentumsübergang von Immobilien erhöht. Dies behindert die 
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Liquidität des Immobilienmarktes und erschwert notwendige 
Anpassungen in der Allokation von Grund und Boden. 

○​ Besteuerung von Wertsteigerungen​
Die Umwidmungsabgabe zielt auf die Besteuerung von 
Wertsteigerungen ab, die durch behördliche Widmungsänderungen 
entstehen. Aus Sicht des Schutzes von Eigentumsrechten sollten solche 
Wertsteigerungen primär dem Eigentümer zugutekommen. Eine 
Sondersteuer auf diese "planungsbedingten" Wertzuwächse ist ein 
direkter staatlicher Zugriff auf das Vermögen der Eigentümer und 
macht Investitionen in die Entwicklung von Grundstücken unattraktiver. 
Die Komplexität der Bemessungsgrundlage und die Gefahr politischer 
Willkür bei Widmungsentscheidungen und deren steuerlicher 
Behandlung sind weitere Kritikpunkte. 

Stiftungsbesteuerung: 

●​ Die Erhöhung der Steuersätze auf Zuwendungen an Privatstiftungen (von 2,5% 
auf 3,5%), der Zwischensteuer (von 23% auf 27,5%) und des 
Stiftungseingangssteueräquivalents im Rahmen der Grunderwerbsteuer (auf 
3,5%) werden als Maßnahmen zur Konsolidierung angeführt. Das erwartete 
Mehraufkommen der Maßnahmen wird für 2026 mit 10 Millionen Euro 
(Stiftungseingangssteuer), 20 Millionen Euro (Zwischensteuer) und 3 Millionen 
Euro (Stiftungseingangssteueräquivalent) angegeben. 

●​ Kritische Analyse​
Stiftungen dienen oft der langfristigen Kapitalerhaltung, der 
Vermögensverwaltung über Generationen hinweg und gemeinnützigen 
Zwecken. Ihre höhere Besteuerung ist ein komplexer Eingriff in die langfristige 
Kapitalbildung und private Vermögensplanung. Sie mindert die Attraktivität 
dieses Rechtsinstruments, begünstigt Kapitalflucht und reduziert die 
Bereitschaft zur Bildung von privatem Stiftungskapital. Dies steht im 
Widerspruch zum Ziel der Stärkung der Kapitalbasis einer Volkswirtschaft. 
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Verlängerung des Spitzensteuersatzes und teilweises Aussetzen des Ausgleichs 
der kalten Progression: 

●​ Diese Maßnahmen sollen bereits 2026 einen Konsolidierungsbeitrag von fast 
500 Millionen Euro erbringen, wobei etwa 50 Millionen Euro auf die 
Verlängerung des Spitzensteuersatzes entfallen. 

●​ Kritische Analyse: 

○​ Spitzensteuersatz​
Die Verlängerung eines hohen Spitzensteuersatzes (hier: 55% für 
Einkommensteile über 1 Million Euro bis 31.12.2029) ist besonders 
leistungsfeindlich. Sie demotiviert Hochqualifizierte und erfolgreiche 
Unternehmer, führt zu einer Abwanderung von Leistungsträgern 
("Brain-Drain") und Kapital und hat oft ein geringeres als das erhoffte 
Mehraufkommen, da die Bemessungsgrundlage durch 
Verhaltensanpassungen erodiert. 

○​ Kalte Progression​
Die Aussage, die "teure Abschaffung der kalten Progression" sei eine der 
nicht gegenfinanzierten Maßnahmen der Vergangenheit gewesen, ist 
bemerkenswert. Die Abschaffung der kalten Progression ist keine 
Ausgabe des Staates, sondern die Rückgabe dessen, was der Staat den 
Bürgern durch Inflation und starre Tarifgrenzen schleichend 
weggenommen hat. Das nun angekündigte Aussetzen des letzten 
Drittels der Inflationsanpassung für die Jahre 2026 bis 2029 ist eine 
verdeckte, intransparente Steuererhöhung und ein Rückschritt. Es 
untergräbt die Kaufkraft aller Einkommensbezieher und das Vertrauen 
in die Verlässlichkeit der Steuerpolitik. Es ist ein Akt der fiskalischen 
Täuschung, der ohne expliziten parlamentarischen Beschluss einer 
Steuererhöhung gleichkommt. 

Generell gilt für alle genannten Maßnahmen, dass sie die Komplexität und Willkür des 
Steuersystems hochhalten oder sogar weiter erhöhen. Ein Steuersystem sollte 
einfach, transparent, berechenbar sein und die ökonomischen Entscheidungen der 
Individuen so wenig wie möglich verzerren. Die Summe der vorgeschlagenen 
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Steuererhöhungen wird die bereits hohe Steuerlast weiter erhöhen und die 
Grundlagen für eine dynamische Wirtschaftsentwicklung schwächen. 

III.​ Die andauernde Enteignung durch die kalte 
Progression 

Es gibt keinen legitimen Grund für den Staat, von einer vollständigen und 
automatischen jährlichen Anpassung der Steuertarife an die Inflation abzusehen. Die 
kalte Progression ist ein Mechanismus, durch den der Staat von Inflation profitiert, 
indem Einkommenssteigerungen, die lediglich die Geldentwertung ausgleichen, zu 
einer höheren realen Steuerbelastung führen, da die Steuerzahler in höhere 
Tarifstufen rutschen oder der Wert von Absetzbeträgen real sinkt. 

●​ Verletzung des Leistungsfähigkeitsprinzips​
Die kalte Progression führt dazu, dass Bürger mit unveränderter realer 
Leistungsfähigkeit eine höhere Steuerlast tragen müssen. 

●​ Mangelnde Transparenz und demokratische Legitimation​
Steuererhöhungen durch die kalte Progression erfolgen automatisch und ohne 
explizite parlamentarische Debatte und Zustimmung. Dies untergräbt die 
demokratische Kontrolle über die Steuerpolitik. 

●​ Demotivierende Wirkung​
Die schleichende Erhöhung der Steuerlast mindert die Leistungsbereitschaft, 
da ein immer größerer Teil zusätzlicher Einkünfte vom Staat absorbiert wird. 

Die vollständige und automatische Abschaffung der kalten Progression wäre ein 
Gebot der Fairness und der ökonomischen Vernunft. Das im Budgetbericht 
angekündigte teilweise Aussetzen dieser Anpassung ist daher ein klarer Rückschritt 
und eine Maßnahme, die die Steuerzahler zusätzlich belastet und das Vertrauen in 
die Politik weiter erodiert. 

IV.​ Die "Offensive" gegen Steuerbetrug und -vermeidung 

Eine "Offensive im Kampf gegen Steuerbetrug und Steuervermeidung" wird 
angekündigt, die mit Gerechtigkeit und der Stärkung der Steuermoral begründet 
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wird. Die geplante Nutzung neuer Datenquellen und die Einsetzung einer 
Expertengruppe sollen hierzu beitragen. Im Budgetbericht wird ein 
"Betrugsbekämpfungspaket" als Teil abgabenrechtlicher Maßnahmen genannt, das 
2026 Mehreinnahmen von 270 Millionen Euro und bis 2029 von 450 Millionen Euro 
bringen soll. Hier ist eine differenzierte Betrachtung notwendig: 

●​ Steuerbetrug​
Die illegale Hinterziehung von Steuern durch falsche Angaben oder 
Verschleierung ist ein Verstoß gegen geltendes Recht und muss im Rahmen 
rechtsstaatlicher Verfahren verfolgt werden. Dagegen ist grundsätzlich nichts 
einzuwenden, solange die Verhältnismäßigkeit gewahrt bleibt und die Rechte 
der Beschuldigten geschützt werden. 

●​ Steuervermeidung (Steuerplanung)​
Die legale Nutzung von Wahlrechten und Gestaltungsmöglichkeiten innerhalb 
des bestehenden Gesetzesrahmens, um die Steuerlast zu minimieren, ist eine 
legitime und rationale Reaktion auf die Natur von Steuern. Es gibt keine 
moralische Pflicht, mehr Steuern zu zahlen als gesetzlich gefordert. Die 
Kriminalisierung oder moralische Diskreditierung legaler Steuervermeidung ist 
problematisch. 

●​ Ursachenorientierung statt Symptombekämpfung​
Hohe und komplexe Steuersysteme schaffen erst die Anreize für 
Steuervermeidung und erhöhen auch die Versuchung zum Steuerbetrug. Statt 
einer "Offensive", die mit erhöhter staatlicher Überwachung und Bürokratie 
einhergeht, wäre die Beseitigung der Ursachen der erfolgversprechendere 
Weg: ein einfaches, transparentes Steuersystem mit niedrigen Sätzen. Der 
Staat sollte die legale Steuervermeidung als Signal sehen, dass seine 
Steuergesetze zu komplex und die Steuern zu hoch oder ungerecht sind. 

●​ Gefahr für Freiheitsrechte​
Die angekündigte Nutzung neuer Datenquellen und eine Intensivierung der 
Betrugsbekämpfung bergen die Gefahr einer übermäßigen Überwachung, 
einer Aushöhlung der Privatsphäre oder einer Umkehr der Beweislast. Der 
Schutz der Privatsphäre und die Unschuldsvermutung sind hohe Rechtsgüter, 
die nicht leichtfertig für fiskalische Zwecke geopfert werden dürfen. Eine 
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"Offensive" kann schnell zu einer Atmosphäre des Misstrauens und der 
Verdächtigung führen, die einer Kultur freier Bürger abträglich ist. 

Die genannten Maßnahmen wie die Einbeziehung von E-Autos in die motorbezogene 
Versicherungssteuer, die Anhebung der Wettgebühr, die vorzeitige Abschaffung der 
USt-Befreiung für PV-Anlagen oder die Erhöhung der Tabaksteuer sind weitere 
Beispiele für den Versuch des Staates, an verschiedenen Stellen zusätzliche Mittel zu 
generieren, oft ohne Rücksicht auf die spezifischen Auswirkungen auf die betroffenen 
Sektoren oder die Konsumenten. 

Insgesamt zeigt die Einnahmenpolitik des Doppelbudgets eine klare Tendenz zur 
Erhöhung der staatlichen Einnahmen durch eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen. 
Diese Politik steht im Widerspruch zu Prinzipien, die für eine Minimierung der 
Steuerlast, einfache und transparente Steuersysteme und den Schutz der 
individuellen wirtschaftlichen Freiheit eintreten. Die angekündigten Maßnahmen 
hemmen die Kapitalbildung, schwächen Leistungsanreize und erhöhen die 
Komplexität des Steuersystems weiter, anstatt die Bürger und Unternehmen zu 
entlasten und die Grundlagen für ein prosperierendes Wirtschaften zu stärken. 
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Interventionismus und Subventionen 

I.​ Das Wesen des Interventionismus und seine Folgen 
für den Marktprozess 

Staatlicher Interventionismus bezeichnet jeden staatlichen Eingriff in den freien 
Markt, der über die reine Gewährleistung von Sicherheit und den Schutz von 
Eigentumsrechten hinausgeht. Jede Intervention führt per se und unvermeidlich zu 
Marktverzerrungen und Fehlallokationen. Solche Eingriffe, seien es Preisregulierungen, 
Subventionen, Produktionsvorschriften oder sonstige Fördermaßnahmen, stören den 
spontanen Marktprozess, verzerren Preissignale, führen zu Fehlallokationen von 
Ressourcen und haben unbeabsichtigte negative Konsequenzen, die oft weitere 
Interventionen nach sich ziehen - eine Dynamik, die als Interventionsspirale 
bezeichnet wird. 

Der Budgetentwurf 2025/2026 sowie die begleitende Budgetrede und der 
Budgetbericht sind von einer interventionistischen Grundhaltung geprägt. Trotz der 
Rhetorik der Sanierung und Effizienzsteigerung plant der Staat weiterhin, aktiv in 
vielfältige Bereiche der Wirtschaft und Gesellschaft einzugreifen, Ressourcen 
umzulenken und bestimmte Ergebnisse zu fördern oder zu steuern. Praktisch alle im 
Budget genannten Förderungen für spezifische Sektoren oder Technologien sind als 
marktverzerrend und dringlich abzubauen zu betrachten, da sie von einer 
umfassenden politischen Anmaßung von Wissen zeugen. Es ist - nicht erst seit den 
Geschehnissen der vergangenen Jahre - mehr als fraglich, ob staatliche Akteure 
über das notwendige Wissen verfügen, um besser als Millionen dezentral agierender 
Marktteilnehmer zu entscheiden, wie knappe Ressourcen optimal verwendet werden 
sollen. 
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II.​ Analyse spezifischer interventionistischer 
Maßnahmen im Budget 

1.​ Preisregulierungen 

Die Budgetrede erwähnt explizit die Mietpreisbremse als eine "preisdämpfende 
Maßnahme". Preisregulierungen, insbesondere Mietpreisbindungen, gehören zu den 
schädlichsten Formen staatlicher Intervention, da sie direkt in den Preismechanismus 
eingreifen, der die zentrale Koordinationsfunktion im Markt erfüllt. 

●​ Verknappung des Angebots​
Anstatt Wohnraum erschwinglicher zu machen, führt eine Mietpreisbremse 
spätestens mittelfristig zu einer Verknappung des Angebots. Investitionen in 
Neubau und Instandhaltung bestehenden Wohnraums werden weniger 
rentabel, da die potenziellen Erträge staatlich gedeckelt sind. Dies verschärft 
das Wohnungsproblem, anstatt es zu lösen. 

●​ Qualitätsverfall​
Vermieter haben bei regulierten Mieten weniger Anreiz, in die Qualität und 
Instandhaltung ihrer Immobilien zu investieren, was zu einem Verfall des 
Wohnungsbestandes führt. 

●​ Fehlallokation und "Lock-in"-Effekte​
Mieter in preisregulierten Wohnungen haben einen geringeren Anreiz 
umzuziehen, auch wenn sich ihre Lebensumstände ändern. Dies führt zu einer 
ineffizienten Nutzung des bestehenden Wohnraums. 

●​ Entstehung von Umgehungsstrategien​

Wo offizielle Preise künstlich niedrig gehalten werden, entstehen tendenziell 
informelle Märkte oder komplexe Umgehungsstrategien. 

●​ Ungerechtigkeit​
Mietpreisbremsen begünstigen jene, die bereits eine Wohnung haben, auf 
Kosten von Wohnungssuchenden und potenziellen Investoren. Sie schaffen 
eine künstliche Zweiteilung des Marktes. 
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Die Behauptung, eine Mietpreisbremse könne Zukunftsvertrauen schüren, ignoriert 
die destruktiven Effekte solcher Maßnahmen auf den Wohnungsmarkt und das 
Vertrauen in verlässliche Eigentumsrechte und Vertragsfreiheit. Echte Lösungen für 
angespannte Wohnungsmärkte liegen in der Beseitigung von Bauvorschriften, der 
Beschleunigung von Genehmigungsverfahren und der Förderung privater 
Investitionen durch einen stabilen Rechtsrahmen, nicht in der Manipulation von 
Preisen. 

2.​ Förderungen und Subventionen 

Die Budgetrede stimmt teils selbstkritische Töne an, indem sie feststellt, dass die 
Klimapolitik der letzten Jahre von "kostspieligen und oft nicht ausreichend 
zielgerichteten Förderungen statt budgetneutraler Vorschriften und Regeln" geprägt 
war und dass man sich überschießende Förderungen nicht mehr leisten könne. Der 
Budgetbericht listet Kürzungen bei einer Reihe von Förderungen auf. 

Jede Reduktion von Subventionen ist grundsätzlich zu begrüßen. Subventionen sind 
ein klassisches Instrument des Interventionismus und führen zu einer Vielzahl 
negativer Effekte: 

●​ Wettbewerbsverzerrung​
Subventionen begünstigen bestimmte Unternehmen, Branchen oder 
Technologien auf Kosten anderer, die ohne staatliche Hilfe auskommen 
müssen. Dies verzerrt den Wettbewerb und verhindert, dass sich die 
effizientesten Anbieter und Technologien am Markt durchsetzen. 

●​ Fehlallokation von Ressourcen: Kapital und Arbeit fließen in subventionierte 
Bereiche, auch wenn diese ohne staatliche Unterstützung nicht rentabel 
wären. Dies führt zu einer Fehlallokation knapper Ressourcen, die in anderen, 
produktiveren Bereichen fehlen. Hier zeigt sich, wie schädlich die politische 
Anmaßung von Wissen für eine funktionierende Wirtschaft ist. 

●​ Konservierung veralteter Strukturen: Subventionen dienen dazu, unrentable 
Unternehmen oder veraltete Technologien künstlich am Leben zu erhalten und 
so den notwendigen Strukturwandel zu behindern. 
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●​ Rent-Seeking und politische Korruption: Die Aussicht auf staatliche 
Fördergelder schafft Anreize für Unternehmen und Interessengruppen, 
politische Entscheidungsträger zu beeinflussen (Rent-Seeking), was zu 
Korruption und einer ineffizienten Vergabe von Mitteln führt. 

●​ Abhängigkeit vom Staat: Subventionsempfänger werden von staatlichen 
Zuwendungen abhängig und richten ihr unternehmerisches Handeln eher an 
den Förderkriterien als an den Bedürfnissen des Marktes aus. 

Die Aussage des Finanzministers, dass Förderungen "abstrakt [...] gerne als 
Paradebeispiel für Verschwendung verwendet [werden], oft geschmäht als 
'überflüssig'. Aber wenn man dann an die einzelne Förderung geht, eine bestimmte 
Ausgabe verringern will - dann merkt man, es trifft doch Bereiche, wo es weh tut, und 
Widerstand auslöst", illustriert das Problem der Logik des kollektiven Handelns 
(concentrated benefits, dispersed costs): Der Nutzen von Subventionen ist oft auf 
kleine, gut organisierte Gruppen konzentriert, während die Kosten von der breiten 
Masse der Steuerzahler getragen werden. Deshalb ist der Widerstand gegen die 
Abschaffung von Subventionen hoch, weil gewisse Gruppen stark davon profitieren, 
während die mit der Förderung zusammenhängenden Lasten für den Einzelnen nur 
geringfügig sinken. Das führt zu starkem Widerstand bei relativ schwacher 
Befürwortung. 

Die angekündigte Einrichtung einer "Task Force unter Führung des 
Finanzministeriums", die Förderungen "genau auf ihre Ziele und deren Erreichung zu 
überprüfen" und "alternative und kostengünstigere Maßnahmen finden und 
umsetzen" soll, ist ein Schritt in die richtige Richtung, sofern das Ziel tatsächlich ein 
radikaler Abbau und nicht nur eine Umstrukturierung des Förderwesens ist. Würde 
eine solche Taskforce einen konkreten, schnellen Plan zur vollständigen Abschaffung 
von Förderungen vorlegen, anstatt Förderungen nur "effizienter" zu gestalten, ist sie 
sinnvoll - andernfalls ist sie nichts weiter als ein weitgehend wirkungsloses 
politisches Signal. Die Beschreibung der Taskforce im Budgetbericht geht allerdings 
in eine andere Richtung: Ziel ist eine "bessere" Gestaltung und Vergabe von 
Förderungen, nicht eine umfassende Abschaffung solcher. Es ist fraglich, inwiefern 
eine Evaluierung durch eine Taskforce mit einem solchen Ziel tatsächlich zu besseren 
Ergebnissen führt als eine - zugegebenermaßen radikale und mit einem lauten 
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Aufschrei betroffener Gruppen verbundene - ersatzlose Streichung aller Förderungen 
(bei gleichzeitiger steuerlicher Entlastung). Denn: Die im Budgetbericht für 2026 
anvisierten Einsparungen durch diese Förder-Taskforce von 150 Millionen Euro 
erscheinen angesichts des Gesamtvolumens staatlicher Förderungen als marginal. 

3.​ Der Klimabonus 

Die Abschaffung des Klimabonus, die laut Budgetrede bereits 2025 Einsparungen von 
knapp 2 Milliarden Euro bringen soll, wird mit dessen "Unzulänglichkeiten" begründet. 
Zudem wird angeführt, dass die Auszahlungen für den Klimabonus in allen Jahren 
deutlich über den CO2-Bepreisungseinnahmen lagen und somit das Budget 
belasteten. Bereits die CO₂-Bepreisung ist ein staatlicher Eingriff, der auf der 
grundsätzlich problematischen Annahme basiert, der Staat könne den 'korrekten' 
Preis für Emissionen festlegen. Wenn eine solche Abgabe jedoch politisch 
implementiert wird, wäre die am wenigsten schädliche Verwendung der Einnahmen 
eine vollständige und transparente Rückerstattung an die Bürger oder eine 
kompensatorische Senkung anderer, besonders verzerrender Steuern. Der 
ursprüngliche Klimabonus, der eine pauschale Rückvergütung vorsah, war in dieser 
Hinsicht zumindest transparenter als die alternative Verwendung der Mittel für 
staatliche Ausgabenprogramme. Die genannten Probleme bei der Umsetzung sind 
symptomatisch für staatliche Transferprogramme. 

Die Behauptung, die Abschaffung des Klimabonus hätte keinen negativen 
Nachfrageeffekt in der oberen Hälfte der Einkommensverteilung, entspringt einer sehr 
oberflächlichen Betrachtung. Selbst wenn dies der Fall wäre - was unwahrscheinlich 
ist - entfallen dadurch Ersparnisse, die wiederum eine wichtige Voraussetzung für 
Investitionen sind. Dennoch ist die Abschaffung des Klimabonus grundsätzlich zu 
befürworten, bedauerlich ist lediglich, dass sie nicht mit einer gleichzeitigen 
Abschaffung der CO₂-Steuer einhergeht. Ein Grund für die Befürwortung der 
Klimabonus-Abschaffung liegt in der Verteilungswirkung und den damit 
verbundenen CO₂-Emissionen: In westlichen Ländern weisen die oberen 50% der 
Einkommensbezieher einen CO2-Ausstoß pro eingenommenem Dollar von 
durchschnittlich etwa 0,25kg auf (bei den obersten 1% ist dieser Wert tendenziell noch 
etwas niedriger). Bei den unteren 50% der Einkommensbezieher liegt der Wert 
hingegen bei durchschnittlich 0,65kg. Eine Umverteilung von 'reich' zu 'arm', wie sie 
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durch die Kombination von CO₂-Steuer und Klimabonus intendiert war, birgt somit 
das Potenzial, die CO₂-Emissionen sogar zu erhöhen, da das umverteilte Geld 
tendenziell in konsumtive Verwendungen mit höherer CO₂-Intensität fließt. 

Die als Ausgleich für die Abschaffung des Klimabonus angekündigte Erhöhung des 
Pendlereuros und die Anpassung des Negativsteuerzuschlags für Pendler sind 
weitere problematische, nicht zielgerichtete Subventionen, die bestehende 
Verzerrungen eher verfestigen als korrigieren. Der Pendlereuro subventioniert 
spezifische Lebens- und Arbeitsmodelle und verzerrt somit individuelle 
Entscheidungen über Wohnort und Arbeitsplatzwahl sowie die Wahl des 
Verkehrsmittels. Das Beibehalten des Klimatickets ist eine weitere Subventionierung, 
die zwar die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel fördert, aber deren Kosten und 
Effizienz im Vergleich zu marktgetriebenen Lösungen nicht transparent macht. Die 
Aussage, "Genau diesen Kulturwandel brauchen wir", impliziert, dass der Staat besser 
als die Individuen weiß, welcher "Kulturwandel" notwendig ist. 

4.​ Die Offensivmaßnahmen 

Trotz des ausgerufenen Sanierungskurses sieht das Budget sogenannte 
Offensivmaßnahmen für Standort, Arbeitsmarkt und Bildung vor, die 2025 mit 0,6 
Milliarden Euro und 2026 mit 1,6 Milliarden Euro zu Buche schlagen sollen. Diese 
Maßnahmen sind laut Budgetbericht wesentlich durch die zusätzlichen 
Steuereinnahmen von Banken und Energieunternehmen gegenfinanziert. Darunter 
fallen ein Standortpaket mit Fokus auf Schlüsseltechnologien, Digitalisierung und 
Innovation, steuerliche Erleichterungen für Selbstständige und KMU, diverse 
Qualifizierungsmaßnahmen und Arbeitsmarktprogramme sowie ein 
Bildungsschwerpunkt. Diese Maßnahmen sind nichts anderes als eine angekündigte 
Fehlallokation von Ressourcen und basieren auf einer Ignoranz gegenüber dem 
Wissensproblem und der Rolle des Unternehmers. 

●​ Standortpaket und Technologieförderung: Die Annahme, der Staat könne 
Schlüsseltechnologien identifizieren und fördern, ist ein klassisches Beispiel für 
die Anmaßung von Wissen. Welche Technologien zukunftsfähig sind, kann oft 
nur der dezentrale Entdeckungsprozess des Marktes im Wettbewerb zeigen. 
Staatliche Förderungen führen üblicherweise zu Fehlinvestitionen in politisch 
opportune, aber ökonomisch nicht nachhaltige Projekte. 
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●​ Qualifizierungs- und Arbeitsmarktmaßnahmen: Programme wie die 
"Weiterbildungszeit" oder die "Aktion 55Plus" sind Versuche, den Arbeitsmarkt 
zentral zu steuern. Die "Weiterbildungszeit" wird im Budgetbericht als 
"treffsichere Nachfolgeregelung" für die Bildungskarenz bezeichnet, die 
Empfehlungen des Rechnungshofs und Vorschläge des WIFO umsetze, mit 
höheren Anforderungen, stärkerer Kontrolle und besserer 
Zielgruppenansprache. Die Maßnahmen beheben aber die strukturellen 
Ursachen von Arbeitslosigkeit nicht und führen häufig zu Mitnahmeeffekten 
oder ineffizienter Ressourcenverwendung. Die Bereitschaft von Individuen, 
wachsam auf sich ändernde Marktbedingungen zu reagieren und neue 
Fähigkeiten zu erwerben, ist in einer funktionierenden Wirtschaft essenziell; 
staatliche Programme können diesen individuellen Entdeckungs- und 
Anpassungsprozess eher behindern als fördern. 

●​ Armutsverhinderung durch Transfers: Maßnahmen wie der 
Unterhaltsgarantiefonds sind zwar menschlich nachvollziehbar, schaffen aber 
langfristig oft Abhängigkeiten und reduzieren die Anreize für private 
Verantwortung und Unterstützung. Anstatt auf staatliche Umverteilung zu 
setzen, sollte primär auf freiwillige Organisation und echte (also 
nicht-politische) zivilgesellschaftliche Initiativen gesetzt werden, weil das die 
Kultur der persönlichen Verantwortung für die Mitmenschen stärkt - eine 
Verantwortung, deren Abschiebung auf staatliche Ebene sich gesellschaftlich 
aus mehreren Gründen stark destruktiv auswirkt. 

Die Behauptung, diese Offensivmaßnahmen seien gegenfinanziert, ändert nichts an 
der Tatsache, dass die dafür verwendeten Mittel dem produktiven privaten Sektor 
entzogen werden. Selbst wenn die Mittel teilweise von "Krisengewinnern" stammen, 
handelt es sich um eine Umverteilung von privat erwirtschaftetem Kapital hin zu 
staatlich bestimmten Verwendungszwecken, deren Effizienz und Nutzen fragwürdig 
bleiben. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Budgetentwurf trotz einiger Kürzungen 
im Förderbereich weiterhin tief im interventionistischen Paradigma verhaftet ist. Die 
geplanten Maßnahmen zeugen von einem ungebrochenen Glauben an die Fähigkeit 
des Staates, wirtschaftliche und soziale Probleme durch direkte Eingriffe und 
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Ressourcenumlenkung zu lösen - eine Annahme, die fundamental infrage zu stellen 
ist.  
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Geldpolitik und Konjunkturzyklus 

I.​ Die implizite Dimension der Geldpolitik im 
Budgetkontext 

Obwohl ein Staatshaushalt primär die fiskalpolitischen Entscheidungen einer 
Regierung abbildet, sind die darin enthaltenen ökonomischen Annahmen, die 
prognostizierte Einnahmen- und Ausgabenentwicklung sowie die Notwendigkeit von 
Sanierungsmaßnahmen oft untrennbar mit der vorangegangenen und aktuellen 
Geldpolitik verbunden. Es ist kaum möglich, die Fiskalpolitik isoliert von der Geldpolitik 
zu betrachten. Oftmals sind budgetäre Krisen und wirtschaftliche Instabilitäten keine 
exogenen Schocks, sondern endogene Konsequenzen einer verfehlten, 
interventionistischen Geldpolitik. 

Die Budgetrede 2025/2026 und der Budgetbericht enthalten mehrere Verweise auf 
die wirtschaftliche Lage - hohe Inflation, drohende Rezession, gestiegene Zinslasten - 
die als klare Indikatoren für die Spätphase eines durch künstliche Kreditexpansion 
ausgelösten Konjunkturzyklus zu werten sind. Die aktuelle budgetäre Notlage und die 
Notwendigkeit der umfassenden Sanierungsmaßnahmen sind in erheblichem Maße 
eine direkte Folge der ultra-expansiven Geldpolitik der Europäischen Zentralbank 
(EZB) der Vorjahre (Niedrigstzinsen, massive Anleihekäufe). Diese Politik hat zu 
Fehlallokationen von Kapital und einer künstlichen Boomphase geführt, deren 
unvermeidliche Korrektur sich nun in Form von Inflation und Rezessionsdruck 
manifestiert. Die daraus resultierende Inflation ist hochproblematisch, denn sie stellt 
eine Form der schleichenden Enteignung der Bürger dar, da sie die Kaufkraft ihrer 
Ersparnisse und Einkommen mindert. 

II.​ Die Konjunkturzyklustheorie als Erklärung für die 
aktuelle Krise 

Die im Budgetbericht beschriebene schwierige Ausgangslage mit einer Inflationsrate, 
die innerhalb von nur drei Jahren um fast 20% gestiegen ist, einer Wirtschaftsleistung, 
die 2025 das dritte Jahr in Folge zu schrumpfen droht, und einer um rund 50.000 
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Personen höheren Arbeitslosigkeit als vor zwei Jahren deckt sich mit den Prognosen 
der Konjunkturzyklustheorie. Diese Theorie besagt im Kern: 

●​ Künstliche Kreditexpansion: Wenn eine Zentralbank die Zinssätze künstlich 
unter ihr "natürliches" Marktniveau senkt (das Niveau, das sich aus den 
Zeitpräferenzen der Marktteilnehmer, das heißt dem Verhältnis von Sparen zu 
Konsum, ergeben würde) und/oder die Geldmenge durch den Ankauf von 
Staatsanleihen oder andere Offenmarktoperationen massiv ausweitet, wird 
den Banken ermöglicht, zusätzliche Kredite zu vergeben, die nicht durch echte 
Ersparnisse gedeckt sind. 

●​ Fehlinvestitionen: Der künstlich verbilligte Kredit führt dazu, dass Unternehmer 
Projekte in Angriff nehmen, die bei einem natürlichen Zinssatz unrentabel 
wären. Insbesondere werden Kapitalgüterindustrien und längerfristige 
Produktionsprozesse (höhere Produktionsstufen) übermäßig stimuliert, da der 
niedrige Zins eine längere Kapitalbindung scheinbar profitabel macht. Es 
kommt zu einer Fehlallokation von Kapital. 

●​ Der künstliche Boom: Diese kreditfinanzierten Investitionen erzeugen einen 
künstlichen Wirtschaftsaufschwung (Boom). Die Nachfrage nach 
Produktionsfaktoren steigt an, wodurch auch Löhne und Preise für Rohstoffe 
und Kapitalgüter tendenziell steigen. 

●​ Die unvermeidliche Krise: Dieser Boom ist jedoch nicht nachhaltig, da ihm 
keine echten Ersparnisse zugrunde liegen. Früher oder später muss die 
Zentralbank die Kreditexpansion stoppen, sei es, weil die Inflation außer 
Kontrolle zu geraten droht oder weil andere Faktoren dies erzwingen. Mit dem 
Ende der lockeren Geldpolitik und/oder steigenden Marktzinsen werden die 
Fehlallokationen sichtbar. Viele der im Boom begonnenen Projekte erweisen 
sich als unrentabel. 

●​ Liquidation und Anpassung: Es folgt eine Phase der Liquidation dieser 
Fehlinvestitionen, eine Schrumpfung der überdimensionierten 
Kapitalgütersektoren und eine Reallokation von Ressourcen hin zu 
konsumnahen Industrien und profitableren Projekten. Diese Anpassungsphase 
ist die Rezession oder Krise. Sie ist schmerzhaft, aber gleichzeitig auch 
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notwendig, um die durch die künstliche Kreditexpansion verursachten 
Ungleichgewichte zu korrigieren. 

Die im Budgetbericht beschriebene "Verunsicherung der privaten Haushalte, deren 
Sparquote kräftig gestiegen ist" und die "Verunsicherung von Unternehmen, die 
geplante Investitionsprojekte aufschieben" sind typische Begleiterscheinungen dieser 
Korrekturphase. Die gestiegene Inflation ist ein direktes Ergebnis der 
vorangegangenen exzessiven Geldmengenausweitung. 

III.​ Kritik der Rolle der Zinspolitik der Zentralbank 

Die Budgetrede erwähnt die Zinspolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) im 
Kontext der Rekordgewinne der Banken, und der Budgetbericht verweist auf die 
Leitzinserhöhungen der EZB und nachfolgende Senkungen. Zur Kritik der EZB ist aber 
insbesondere zu erwähnen: 

●​ Jahrelange Unterdrückung des Zinses: Die EZB hat über viele Jahre die Zinsen 
auf historische Tiefststände gedrückt und sogar Negativzinsen eingeführt. Dies 
hat die Sparneigung untergraben, da Sparen nicht mehr adäquat verzinst 
wurde. Gleichzeitig wurden Fehlinvestitionen in großem Stil gefördert, da die 
Kapitalkosten künstlich niedrig waren. Dies hat zu strukturellen 
Fehlentscheidungen aufgrund verzerrter Signale in der gesamten 
Kapitalstruktur der Wirtschaft geführt. 

●​ Massive Geldmengenausweitung durch Anleihekaufprogramme: 
Programme wie beispielsweise das "Public Sector Purchase Programme" 
(PSPP) oder das "Pandemic Emergency Purchase Programme" (PEPP) führten 
zu einer massiven Ausweitung der Zentralbankbilanz und der Geldmenge im 
Euroraum. Dies war eine primäre Ursache für die folgende hohe Inflation und 
die damit einhergehende Enteignung der Geldhalter. Darüber hinaus haben 
diese Anleihekäufe, insbesondere von Staatsanleihen, die Grenzen zwischen 
Geld- und Fiskalpolitik verwischt und de facto eine Staatsfinanzierung durch 
die Notenbank ermöglicht, was ordnungspolitisch bedenklich ist und aus 
funktionaler Sicht eine Umgehung des im EU-Vertrag verankerten Verbot der 
monetären Staatsfinanzierung darstellt. 
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●​ Verspätete und zögerliche Reaktion auf die Inflation: Als die Inflation ab 2021 
stark anzog, reagierte die EZB im Vergleich zu anderen Zentralbanken 
verspätet und zögerlich mit Zinserhöhungen. Dies trug dazu bei, dass sich die 
Inflation verfestigen konnte. 

●​ Politische Instrumentalisierung der Geldpolitik: Es besteht der Verdacht, dass 
die Geldpolitik der EZB nicht nur stabilitätsorientierten Zielen folgte, sondern 
auch dazu diente, die Finanzierungskosten hoch verschuldeter 
Euro-Mitgliedstaaten niedrig zu halten und über diesen Kanal den 
Zusammenhalt der Eurozone zu sichern. Dies ist eine politische 
Instrumentalisierung, welche die Unabhängigkeit der Zentralbank untergräbt 
und zu moral hazard bei den Regierungen führt. 

Die Aussage in der Budgetrede, dass die Teuerung und die wirtschaftliche Krise zu 
anhaltender Verunsicherung geführt haben, ist eine direkte Konsequenz dieser 
Geldpolitik. Die Volatilität von Preisen und Zinsen, die durch 
Zentralbankinterventionen verursacht wird, macht rationale Wirtschaftsrechnung 
und langfristige Planung für Unternehmer und Haushalte überaus schwierig. 

IV.​ Die fiskalpolitischen Konsequenzen der Geldpolitik im 
Budget 

Die Verbindung zwischen der expansiven Geldpolitik der EZB und der Notwendigkeit 
der aktuellen budgetären Sanierungsmaßnahmen kann nicht stark genug betont 
werden. Die expansive Geldpolitik der EZB hat die unsolide Fiskalpolitik vieler Staaten, 
einschließlich Österreichs, erst ermöglicht oder zumindest erheblich erleichtert. 
Nationale fiskalpolitische Entscheidungen (Ausweitung der Staatsausgaben, 
Schuldenmachen) konnten durch die lockere Geldpolitik scheinbar billig finanziert 
werden. Dies hat zu einer massiven Ausweitung der Staatsverschuldung geführt, 
deren Zinslast nun, nach der Zinswende, die Staatshaushalte erheblich belastet. Die 
im Budgetbericht ausgewiesenen steigenden Zinsausgaben des Bundes (von 1,5% 
des BIP 2024 auf 2,4% des BIP 2029) sind eine direkte Folge. 

Die Notwendigkeit der aktuellen Sanierungsbemühungen ist somit nicht primär das 
Ergebnis unglücklicher externer Umstände, sondern auch die Konsequenz einer 
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Phase, in der Regierungen dem Trugschluss erlegen sind, sich dauerhaft billig 
verschulden zu können, während die Zentralbank die notwendige Disziplinierung 
durch höhere Marktzinsen ausschaltete. Die jetzige Situation, in der die 
Staatsfinanzen in Ordnung gebracht werden müssen, ist der unvermeidliche "Kater" 
nach der Phase der künstlichen Kreditexpansion. 

V.​ Alternative geldpolitische Arrangements 

Die bisherige Analyse hat die problematische Rolle des aktuellen, 
zentralbankgesteuerten Geldsystems aufgezeigt. Die Forderung nach alternativen, 
marktbasierten Geldsystemen sollte daher nicht als bloße theoretische Überlegung 
abgetan, sondern als ernsthafte und notwendige Reformperspektive prominenter 
diskutiert und ausführlicher begründet werden. Solche Systeme zielen darauf ab, die 
Geldproduktion der politischen Willkür und den damit verbundenen Gefahren von 
Inflation und künstlichen Konjunkturzyklen zu entziehen. 

●​ Wettbewerb privater Währungen (Denationalisierung des Geldes)​

Eine radikale, aber konsequente Alternative wäre die Zulassung eines 
Wettbewerbs privater Währungen, wie von Friedrich August von Hayek in 
"Denationalisation of Money" vorgeschlagen. Private Anbieter (Banken, 
Finanzinstitutionen oder auch neue Akteure im Bereich digitaler Währungen 
wie Kryptowährungen) könnten eigene Währungen emittieren, deren Wert 
durch die Reputation des Emittenten, dessen Deckungspolitik oder andere 
Mechanismen gesichert würde. Die Begründung hierfür liegt in der Annahme, 
dass der Wettbewerb die Emittenten disziplinieren würde, ein stabiles und 
vertrauenswürdiges Geld anzubieten, da die Nutzer andernfalls zu besseren 
Alternativen wechseln würden. Dieser Marktprozess würde Anreize für 
Geldwertstabilität schaffen, die politischen Zentralbanken oft fehlen, da diese 
anderen Zielen (zum Beispiel Finanzierung von Staatsausgaben, kurzfristige 
Konjunkturstimulierung) untergeordnet werden können. 

●​ Rückkehr zu einem soliden Geldstandard (zum Beispiel Goldstandard)​
Eine andere marktorientierte Alternative wäre die Rückkehr zu einem 
Rohstoffstandard, wie beispielsweise einem Goldstandard. Bei einem solchen 
System ist die ausgegebene Geldmenge an eine bestimmte Menge eines 
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realen Gutes (wie Gold) gebunden. Dies würde die Fähigkeit der Zentralbanken 
und des Bankensystems, die Geldmenge willkürlich und exzessiv auszuweiten, 
stark einschränken, da neues Geld nur geschaffen werden könnte, wenn 
entsprechende reale Reserven vorhanden sind. Historisch gesehen haben 
solche Systeme, trotz eigener Herausforderungen, oft Perioden größerer 
Preisstabilität und geringerer Staatsverschuldung ermöglicht als ungedeckte 
Fiat-Währungssysteme. 

●​ Free Banking​
Ein System des "Free Banking" würde es privaten Banken erlauben, eigene 
Noten auszugeben, die durch ihre Vermögenswerte gedeckt sind, ohne eine 
zentrale Notenbank als Monopolisten. Auch hier würde der Wettbewerb und 
die Notwendigkeit, die Konvertibilität der eigenen Noten in Basisgeld (zum 
Beispiel Gold oder eine andere Reservewährung) zu gewährleisten, für Disziplin 
sorgen. 

Obwohl solche fundamentalen Reformen im aktuellen politischen Diskurs kaum eine 
Rolle spielen, wäre es wichtig, über Alternativen nachzudenken, da die inhärenten 
Instabilitäten des gegenwärtigen Systems immer wieder zu Krisen führen werden. 
Auch die auf dem Papier bestehende Unabhängigkeit der Zentralbanken ist 
offensichtlich nicht ausreichend, um die politisch gewünschten, aber gefährlichen 
geldpolitischen Interventionen ausreichend zu begrenzen. Marktbasierte 
Geldsysteme hingegen basieren auf den Prinzipien der Freiwilligkeit, des 
Wettbewerbs und der Eigentumsrechte und bieten daher einen fundamental 
anderen Ansatz zur Gewährleistung von Geldwertstabilität als staatliche Monopole. 
Solange das Geldsystem nicht grundlegend reformiert wird, ist die Gefahr weiterer 
Inflationswellen und Konjunkturzyklen, mit all ihren negativen Folgen für die 
Staatsfinanzen und den Wohlstand, permanent gegeben. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die im österreichischen Budget 
2025/2026 dargestellten wirtschaftlichen Herausforderungen und die Notwendigkeit 
der Sanierung tief in den Verwerfungen wurzeln, die durch die vorangegangene 
expansive Geldpolitik der EZB verursacht wurden. Eine nachhaltige Lösung erfordert 
nicht nur fiskalische Disziplin, sondern auch eine grundlegende Neubewertung der 
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Rolle der Geldpolitik und idealerweise eine Hinwendung zu stärker marktbasierten 
Währungsordnungen. 
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Strukturreformen 

I.​ Die Notwendigkeit echter Strukturreformen 

Die Budgetrede und der Budgetbericht kündigen in mehreren Bereichen 
Strukturreformen an, die darauf abzielen, "die Effizienz staatlicher Leistungen [zu] 
verbessern" und mittelfristig zu Einsparungen im Staatshaushalt beizutragen. Der 
Budgetbericht erwähnt "langfristige Reformen und Effizienzsteigerungen" als Teil des 
Konsolidierungspakets und stellt fest, dass "In der mittleren Frist [...] dann strukturelle 
Reformen ihre Wirkung entfalten". Genannt werden insbesondere Maßnahmen in den 
Bereichen Pensionen, Gesundheit und Bildung sowie Arbeitsmarkt. 

Der Begriff Strukturreform wird im Rahmen des Budgetentwurfs als ein Euphemismus 
für graduelle Anpassungen innerhalb bestehender, fundamental problematischer 
staatlicher Systeme verwendet. Echte Strukturreformen würden einen grundlegenden 
Wandel bedeuten: einen konsequenten Rückbau staatlicher Systeme und eine klare 
Hinwendung zu Marktmechanismen, Wettbewerb, individueller Wahlfreiheit und 
Verantwortung in Bereichen wie Pensionen, Gesundheit und Bildung. Dies steht im 
Gegensatz zu den vorgeschlagenen Maßnahmen, die zumeist lediglich Anpassungen 
innerhalb der bestehenden, etatistisch geprägten Systeme vornehmen, ohne deren 
grundlegende Fehlkonstruktionen zu adressieren. Die angekündigten Reformen 
gehen bei weitem nicht weit genug und adressieren meist nur Symptome. Die 
Probleme der Ineffizienz durch mangelnden Wettbewerb, des moral hazards durch 
Kollektivhaftung, des Wissensproblems bei zentraler Planung und der 
Vernachlässigung individueller Präferenzen sind inhärente Merkmale staatlich 
organisierter Systeme in Pensionen, Gesundheit und Bildung und können nicht durch 
marginale Justierungen behoben werden. 

Ein weiterer grundlegender Kritikpunkt betrifft die mangelnde Bereitschaft, von 
erfolgreichen internationalen Beispielen zu lernen. Diese mangelnde Bereitschaft, von 
Ländern zu lernen, die ähnliche Herausforderungen bereits gemeistert haben, ist 
symptomatisch für tief verwurzelte etatistische Denkmuster. Es drängt sich der 
Verdacht auf, dass man trotz detaillierter Kenntnis der Probleme und der 
Verfügbarkeit internationaler 'Best Practices' in den vergangenen Jahren derart 

38 



Ökonomische Analyse zum Budget 2025/2026 ​ ​                        Hayek Institut 
 

untätig war, dass man nun erst in eine Phase der neuerlichen Evaluierung eintreten 
muss (welche Zeit in Anspruch nimmt, die wir angesichts der Budgetsituation 
eigentlich nicht haben), bevor substanzielle und erprobte Reformen tatsächlich 
umgesetzt werden können. Dieser Ansatz verzögert notwendige Anpassungen und 
riskiert eine weitere Verschlechterung der strukturellen Defizite. 

II.​ Pensionsreformen 

Die Budgetdokumente erkennen die demographische Herausforderung für das 
Pensionssystem an. Es wird konstatiert, dass die "gesetzlichen Pensionen den 
Lebensstandard der arbeitenden Bevölkerung im Alter sichern" und Österreich ein 
"gutes Pensionssystem" habe. Dennoch sei es Aufgabe, die "langfristige 
Finanzierbarkeit [...] auch in einer alternden Gesellschaft zu gewährleisten", wozu 
"laufender Anpassungen" bedürfe. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen umfassen: 

●​ Eine schrittweise Anhebung des Antrittsalters in der Korridorpension und 
eine Erhöhung der erforderlichen Versicherungszeit​

Beginnend mit 1.1.2026 soll das Antrittsalter für die Korridorpension vom 
vollendeten 62. auf das vollendete 63. Lebensjahr und die erforderliche 
Versicherungszeit von 40 auf 42 Jahre angehoben werden. Diese Maßnahme 
soll 2026 146,7 Millionen Euro zur Konsolidierung beitragen. 

●​ Eine Reform der Altersteilzeit und die Einführung einer Teilpension​

Die Altersteilzeit soll treffsicherer gestaltet und mit der Teilpension 
harmonisiert werden, sodass sie nur bis zum möglichen Antritt einer 
Teilpension oder Bestehen eines Pensionsanspruchs in Anspruch genommen 
werden kann; Einsparungen hieraus werden ab 2027 erwartet. Die Einführung 
einer Teilpension ab 1.1.2026 soll es ermöglichen, ab Pensionsanspruch die 
Arbeitszeit zu reduzieren und einen Teil der Pension zu beziehen, wobei der 
weitere Verbleib im Erwerbsleben das Pensionskonto für die spätere 
Vollpension erhöht; diese Maßnahme soll 2026 178,4 Millionen Euro einsparen. 
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●​ Reformen bei der Berufsunfähigkeits- und Invaliditätspension sowie der 
Pensionsaliquotierung​

Dies soll ab 2026 jährlich 40 Millionen Euro einsparen und zur Finanzierung der 
Anpassung der Schwerarbeiterregelung diene. Die erstmalige 
Pensionsanpassung (Pensionsaliquotierung) soll neu geregelt werden, wobei 
eine Anpassung von 50% für alle Pensionszugänge eines Jahres vorgesehen 
ist, um eine gleiche Kaufkraftentwicklung zu gewährleisten und annähernd 
kostenneutral zur bisherigen Regelung zu sein; dies soll 2026 33,1 Millionen Euro 
einsparen. 

●​ Die Einrichtung eines "Nachhaltigkeitsmechanismus", der bei 
Nichterreichen vereinbarter Ziele weitere Maßnahmen nach sich ziehen 
könnte​

Beschrieben wird dieser als ein gesetzlicher Mechanismus zur langfristigen 
Finanzierbarkeit, der vorsieht, dass verpflichtend Maßnahmen ergriffen werden 
müssen, wenn der Budgetpfad für Pensionsausgaben und Kostendämpfungen 
im Jahr 2030 nicht eingehalten wird. Als mögliche Maßnahmen werden eine 
nochmalige Erhöhung der Versicherungsjahre für die Korridorpension ab 2035 
oder Änderungen bei Beitragssatz, Kontoprozentsatz, Antrittsalter, 
Pensionsanpassung und Anspruchsvoraussetzungen genannt. 

Diese Maßnahmen sollen 2026 Einsparungen von rund 600 Millionen Euro und 
mittelfristig 1,9 Milliarden Euro pro Jahr bringen. 

Kritische Analyse: 

Während Maßnahmen zur Erhöhung des faktischen Pensionsantrittsalters und zur 
Stärkung des Äquivalenzprinzips angesichts der demografischen Entwicklung und 
der Logik eines Versicherungssystems an sich nicht per se abzulehnen sind, gehen 
diese Reformen nicht annähernd weit genug. Sie bleiben dem bestehenden, staatlich 
dominierten Umlageverfahren verhaftet und stellen keinen Schritt in Richtung eines 
echten Systemwandels dar, der auf individueller Vorsorge und Marktmechanismen 
basiert. 
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●​ Festhalten am Umlageverfahren​
Das Grundproblem staatlicher Umlagesysteme - die direkte Abhängigkeit von 
der demografischen Entwicklung und der Leistungsfähigkeit der jeweils aktiven 
Generation - wird nicht gelöst. Echte Strukturreformen würden einen 
schrittweisen Rückbau des staatlichen Umlagesystems und den Aufbau 
kapitalgedeckter, individueller Vorsorgemodelle forcieren. 

●​ Fehlende Kapitaldeckung und individuelle Verantwortung​
Ein schrittweiser Übergang von einem umlagefinanzierten System zu einem 
kapitalgedeckten System, das auf individueller Vorsorge und Verantwortung 
basiert, wäre hier zentral. Kapitalgedeckte Systeme, bei denen Individuen für 
ihr eigenes Alter sparen und investieren, fördern nicht nur die individuelle 
Verantwortung, sondern tragen auch zur Kapitalbildung in der Volkswirtschaft 
bei, was wiederum die Produktivität und den allgemeinen Wohlstand steigert. 
Vorbilder können hier Chile, Schweden oder Niederlande sein. 

●​ Sichere Pensionen als Illusion​
Die wiederholte Behauptung, der Staat könne sichere Pensionen garantieren, 
ist nichts weiter als eine politisch aufrechterhaltene Illusion. Die Sicherheit 
staatlicher Pensionen hängt letztlich von der ausreichenden Leistungsfähigkeit 
der zukünftigen Steuerbasis und der Bereitschaft der Regierungen ab, 
eingegangene Verpflichtungen zu erfüllen - beides ist unsicher. Echte 
Sicherheit entsteht eher durch breit gestreutes, privates Eigentum an Kapital. 

●​ Der Nachhaltigkeitsmechanismus​
Ein solcher Mechanismus birgt die Gefahr, dass er lediglich die Symptome 
(steigende Kosten) bekämpft, ohne die grundlegende Fehlkonstruktion des 
Systems anzugehen. Zudem verlagert er unpopuläre Entscheidungen in die 
Zukunft und unterwirft sie einer quasi-automatischen Anpassung, welche die 
politische Verantwortlichkeit verschleiert. 

Die angekündigten Reformen sind somit ein Versuch, ein ineffizientes und 
zunehmend unfinanzierbares System zu verwalten und dessen Probleme 
hinauszuzögern, anstatt einen echten Paradigmenwechsel hin zu mehr individueller 
Freiheit und Verantwortung in der Altersvorsorge einzuleiten. Die Reduktion der 
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staatlichen Renten auf eine minimale Grundsicherung für jene, die nachweislich nicht 
für sich selbst sorgen können, wäre ein konsequenter Schritt in diese Richtung. 

III.​ Gesundheitsreformen 

Das österreichische Gesundheitssystem wird als "im internationalen Vergleich 
hervorragend" gelobt, es bedürfe aber Reformen, um "bestehende Ineffizienzen [zu 
verringern] und allen Menschen den Zugang zu hochwertiger Versorgung [zu 
sichern]". Kritisiert wird, dass "allzu oft die Interessen einzelner Lobbys und 
Institutionen die Gesundheitspolitik bestimmen und nicht das öffentliche Interesse". 

Die kurzfristigen Maßnahmen umfassen eine höhere finanzielle Beteiligung von 
Pensionisten, die Stärkung verschiedener Versorgungsbereiche, das Einfrieren der 
Rezeptgebühr und einen Arzneimitteldeckel. Mittelfristig sind bessere 
Patientenlenkung, bessere Abstimmung von Gesundheitsleistungen, Stärkung der 
Prävention und weitere Strukturreformen bei Krankenanstalten geplant. 

Kritische Analyse: 

Die genannten Probleme - Ineffizienzen, Lobbyismus - sind direkte Folgen eines 
staatlich dominierten und zentral gesteuerten Gesundheitssystems. Die geplanten 
Reformen zielen primär auf eine Optimierung innerhalb des bestehenden Systems 
ab, anstatt es grundlegend infrage zu stellen und einen Rückbau staatlicher 
Strukturen zugunsten von Marktmechanismen anzustreben. 

●​ Mangel an Wettbewerb und Preissignalen​
Ein staatliches Gesundheitssystem leidet typischerweise unter dem Fehlen 
echter Wettbewerbsmechanismen und funktionierender Preissignale. Dies 
führt zu Ineffizienzen, Über- oder Unterversorgung und langen Wartezeiten. 
Echte Strukturreformen würden einen Systemwechsel einleiten hin zu mehr 
Wettbewerb zwischen Anbietern von Gesundheitsdienstleistungen und 
Versicherungen, freier Preisbildung für Leistungen und der Stärkung privater 
Versicherungselemente sowie Gesundheitssparkonten. 
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●​ Zentrale Planung versus individuelle Bedürfnisse​
Die bessere Abstimmung von Leistungen und der effizientere Personaleinsatz 
durch staatliche Planung sind typische Beispiele für die Problematik der 
Anmaßung von Wissen. Es ist mehr als fraglich, ob zentrale Planer die 
komplexen Bedürfnisse und Präferenzen von Millionen von Patienten und die 
optimalen Einsatzmöglichkeiten von medizinischem Personal besser 
beurteilen können, als diese durch dezentrale Marktprozesse beurteilt werden 
können. 

●​ Rolle des Staates​
Staatliche Interventionen sollten sich auf die Gewährleistung eines minimalen 
Sicherheitsnetzes für Mittellose und die Sicherstellung von Vertragsfreiheit und 
Konsumenteninformation beschränken. Dies definiert die legitime Rolle des 
Staates wesentlich enger als im Budgetentwurf vorgesehen. Maßnahmen wie 
der Ausbau der Gesundheitsberatung 1450 oder die Telemedizin sind an sich 
nicht negativ, ihre Wirksamkeit und Effizienz hängen aber entscheidend vom 
institutionellen Rahmen ab. 

●​ Finanzierung​
Die Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge für Pensionisten ist eine 
weitere Umverteilungsmaßnahme innerhalb des Systems, welche die 
grundlegenden Finanzierungsprobleme eines auf Zwangszuweisungen 
basierenden Systems nicht löst. Der Arzneimitteldeckel ist eine Form der 
Preisregulierung, die zu Verknappungen oder einer Reduktion der 
Angebotsvielfalt führt. 

Die geplanten Reformen mögen einige Ineffizienzen lindern, sie berühren jedoch nicht 
die systemischen Probleme, die aus der Dominanz des Staates im Gesundheitswesen 
resultieren. 

IV.​ Bildungsreformen 

Bildung wird als wichtiger Schwerpunkt bezeichnet. Das Motto lautet: "Wir nehmen 
alle Kinder mit." Die geplanten Maßnahmen umfassen ein zweites verpflichtendes 
Kindergartenjahr, eine Qualitätsoffensive Elementarpädagogik, Ausbau von 
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Studienplätzen für Primarstufenlehrer, Stärkung der Schulautonomie, Förderung 
digitaler Lehrmittel, massive Aufstockung der Mittel für Deutschförderung, einen 
"Chancenbonus" für Schulen und die Einführung von Demokratiebildung als 
Unterrichtsfach. 

Kritische Analyse: 

Die Betonung der Bedeutung von Bildung ist unbestritten. Eine staatliche 
Monopolstellung oder Dominanz im Bildungswesen ist jedoch skeptisch zu 
betrachten. Die vorgeschlagenen Reformen zielen überwiegend auf eine Ausweitung 
und Optimierung bestehender staatlicher Strukturen ab, anstatt grundlegend mehr 
Wahlfreiheit und Wettbewerb zu ermöglichen. 

●​ Zentralisierung versus Dezentralisierung und Wettbewerb​
Ein staatlich dominiertes Bildungssystem tendiert zu Einheitlichkeit, 
bürokratischer Schwerfälligkeit und mangelnder Anpassungsfähigkeit. Echte 
Strukturreformen würden die Entkopplung der staatlichen Finanzierung von der 
staatlichen Bereitstellung von Bildungsdienstleistungen beinhalten. In einem 
ersten Schritt würden Bildungsgutscheine, die es Eltern ermöglichen, zwischen 
verschiedenen privaten und (wenigen verbleibenden) öffentlichen Anbietern 
zu wählen, sowie eine massive Deregulierung zur Stärkung und Neugründung 
privater Bildungseinrichtungen Wege zu einem dynamischeren und 
vielfältigeren Bildungsmarkt weisen. 

●​ Verpflichtendes zweites Kindergartenjahr​
Dies stellt einen weiteren Eingriff in die elterliche Erziehungsfreiheit dar. Die 
Entscheidung über Zeitpunkt und Art der frühkindlichen Bildung sollte primär 
bei den Eltern liegen. 

●​ Schulautonomie​
Ihre tatsächliche Wirkung hängt vom Grad der Autonomie ab. Oftmals bleibt 
es bei einer Pseudo-Autonomie innerhalb enger staatlicher Vorgaben. 

●​ Fokus auf Ressourcen statt auf System​
Viele Maßnahmen fokussieren auf die Bereitstellung zusätzlicher staatlicher 
Ressourcen. Entscheidend ist jedoch nicht primär die Menge der eingesetzten 
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Ressourcen, sondern die Effizienz des Systems und die richtigen 
Anreizstrukturen. Mehr Geld in einem ineffizienten System führt nicht 
zwangsläufig zu besseren Ergebnissen - was die meisten staatlich 
dominierten Strukturen in Österreich deutlich aufzeigen. 

V.​ Bildungskarenz und Weiterbildungszeit 

Die Abschaffung der bisherigen Bildungskarenz wird mit deren Fehlanreizen und 
mangelnder Treffsicherheit begründet. Im Gegenzug wird eine "Weiterbildungszeit" 
eingeführt, die sich auf die Höherqualifizierung von "nicht ausreichend qualifizierten 
Beschäftigten konzentriert". 

Kritische Analyse: 

Die Abschaffung einer ineffizienten Maßnahme ist fiskalisch nachvollziehbar. Die 
Einführung eines neuen staatlichen Programms zur Qualifizierung ist jedoch aus 
folgenden Gründen kritisch zu sehen: 

●​ Anmaßung von Wissen​
Der Staat weiß nicht besser als Individuen und Unternehmen, welche 
Qualifikationen am Arbeitsmarkt tatsächlich gefragt sind. 

●​ Ineffizienz und Fehlallokation​
Staatliche Qualifizierungsprogramme sind bürokratisch und teuer und 
produzieren Qualifikationen, die nicht den Bedürfnissen des Marktes 
entsprechen. Die Mittel zur Bezahlung der Programme werden dem privaten 
Sektor entzogen. 

●​ Verzerrung von Anreizen​
Solche Programme untergraben die Eigenverantwortung von Individuen und 
Unternehmen für Weiterbildung. 

Die Entscheidung über Weiterbildung sollte primär von den Individuen und 
Unternehmen auf Basis der Marktsignale getroffen werden. Der Staat sollte sich 
darauf beschränken, die Rahmenbedingungen für einen funktionierenden Arbeits- 
und Bildungsmarkt zu schaffen. 
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Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die angekündigten Strukturreformen zwar 
einzelne Probleme adressieren, aber nicht die grundlegenden systemischen Mängel 
staatlich dominierter Sektoren beheben. Im Wesentlichen fehlen tiefgreifende 
Strukturreformen, die über marginale Anpassungen hinausgehen. Es wird scheinbar 
davon ausgegangen, dass ein zaghaftes Drehen an kleinen fiskalischen und 
administrativen Rädchen ausreicht, um die Wirtschaft fundamental zu revitalisieren 
und wieder auf einen nachhaltigen Wachstumskurs zu bringen. Dies ist ein 
gefährlicher Irrglaube, der die Tiefe der strukturellen Probleme und die Notwendigkeit 
mutiger, umfassender Reformansätze verkennt. Die geplanten Reformen bleiben im 
interventionistischen Denken verhaftet und verpassen die Chance, durch eine 
konsequente Hinwendung zu Marktmechanismen, Wettbewerb und individueller 
Freiheit echte und nachhaltige Verbesserungen zu erzielen. 
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Die Rolle des Staates und die Erosion 
individueller Freiheit 

I.​ Das Ideal des Minimalstaates versus die budgetäre 
Realität 

Weil individuelle Freiheit eine wichtige Voraussetzung für menschliches Wohlergehen 
und gesellschaftliche Prosperität ist und aufgrund einer ernsthaften 
Auseinandersetzung mit der Bedeutung des methodologischen Individualismus 
sowie des daraus abgeleiteten Wissensproblems wird im Rahmen dieser Analyse 
eine klare Position zur Rolle des Staates vertreten. Der Staat sollte auf ein Minimum 
beschränkt sein - einen sogenannten Minimalstaat. Seine legitimen Funktionen 
umfassen im Wesentlichen den Schutz des Lebens, der Freiheit und des 
Privateigentums seiner Bürger durch Justiz, Polizei und eine rudimentäre 
Landesverteidigung. Jede staatliche Aktivität, und somit jede Intervention, führt per 
se zu Marktverzerrungen, Fehlallokationen und birgt die Gefahr der 
Machtkonzentration, der Ineffizienz, der Ressourcenverschwendung und, am 
wichtigsten, der sukzessiven Einschränkung individueller Freiheitsrechte. 

Der Budgetentwurf 2025/2026 und die begleitenden Dokumente zeichnen jedoch ein 
Bild, das diesem Ideal entgegensteht. Die Budgetrede des Finanzministers ist von 
einem umfassenden staatlichen Gestaltungsanspruch durchzogen. Formulierungen 
wie der Staat müsse "Spielräume für fortschrittliche Investitionen schaffen", "Impulse 
für Standort, Arbeitsmarkt und Bildung setzen", "Sicherheit geben", "Armut und 
Arbeitslosigkeit bekämpfen" und "für soziale Sicherheit sorgen" zeugen von einem 
Selbstverständnis des Staates als zentraler Planer und Lenker gesellschaftlicher und 
wirtschaftlicher Prozesse. Die Aussage des Finanzministers, es sei die Aufgabe 
öffentlicher Institutionen, "Unsicherheit zu verringern und Vertrauen zu schaffen", ist 
zwar im Kern richtig, wenn es um die Schaffung eines stabilen Rechtsrahmens geht. 
Im Kontext der Budgetrede und der darin präsentierten Maßnahmen wird dieser 
Anspruch jedoch auf eine Weise interpretiert, die weit über die Gewährleistung von 
Rechtssicherheit hinausgeht und in umfassende staatliche Fürsorge und Intervention 
mündet. 
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II.​ Verletzungen des Subsidiaritätsprinzips als 
Systemmerkmal 

Das Subsidiaritätsprinzip, das besagt, dass übergeordnete Einheiten ausschließlich 
jene Aufgaben übernehmen sollen, die von untergeordneten Einheiten (Individuen, 
Familien, lokale Gemeinschaften, private Organisationen) nicht effektiv erfüllt werden 
können, ist ein wichtiger Pfeiler einer liberalen Gesellschaftsordnung. Dieses Prinzip 
wird im aktuellen Budget in praktisch allen Bereichen verletzt, weil der Zentralstaat 
Aufgaben an sich zieht, die von Individuen, Familien, lokalen Gemeinschaften oder 
privaten Organisationen besser oder zumindest ebenso gut erfüllt werden können. 

Konkrete Beispiele hierfür finden sich im Budget an zahlreichen Stellen: 

●​ Zentral geplante Förderprogramme​
Die vielfältigen Subventionen und Förderungen für Unternehmen, spezifische 
Branchen oder Technologien sind klassische Beispiele für zentralstaatliche 
Eingriffe, die lokale oder privatwirtschaftliche Initiativen und Entscheidungen 
überlagern oder verdrängen. Die Entscheidung darüber, welche Projekte 
förderwürdig sind, wird nicht dem Markt und seinen dezentralen 
Entdeckungsprozessen überlassen, sondern politischen Gremien und 
bürokratischen Apparaten. 

●​ Bundesweite Regulierungen für lokale Dienstleistungen​
Viele Bundesgesetze und -verordnungen schaffen Rahmenbedingungen, die 
lokale Dienstleistungsmärkte (zum Beispiel im Bereich Wohnen, 
Kinderbetreuung, Pflege) vereinheitlichen und die Möglichkeit lokaler, an 
spezifische Bedürfnisse angepasster Lösungen einschränken. Die 
Mietpreisbremse ist ein Beispiel für eine bundesweite Regulierung, die in lokale 
Mietmärkte eingreift. 

●​ Detaillierte Steuerung des Bildungs- und Gesundheitswesens​
Bildungs- und Gesundheitspolitik werden trotz anderslautender Rhetorik 
weiterhin stark zentralstaatlich geprägt. Die Einführung eines bundesweit 
verpflichtenden zweiten Kindergartenjahres oder die Vorgaben für 
Strukturreformen im Gesundheitswesen (wie zum Beispiel die geplante 
zielgerichtete Lenkung von Patienten und die Strukturreform der 
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Krankenanstalten) sind Beispiele für eine Top-Down-Steuerung, welche die 
Vielfalt und Anpassungsfähigkeit lokaler oder privater Lösungen behindert. 

●​ Arbeitsmarktpolitik​
Die Konzeption und Finanzierung von Arbeitsmarktmaßnahmen durch das 
Arbeitsmarktservice (AMS) basiert ebenfalls auf einem stark zentralisierten 
System, das versucht, komplexe individuelle Qualifizierungs- und 
Vermittlungsprozesse von einer Bundesbehörde aus zu lenken. 

Diese zentralistischen Tendenzen führen nicht nur zu Ineffizienz und Fehlallokationen, 
sondern auch zu einer Entmündigung untergeordneter Ebenen und einer 
Schwächung der Eigenverantwortung von Bürgern und lokalen Gemeinschaften. 

III.​ Die schleichende Erosion individueller wirtschaftlicher 
Freiheit 

Die in diesem Budgetentwurf und der zugrundeliegenden Politik sichtbar werdende 
schleichende Erosion individueller wirtschaftlicher Freiheit muss als ein 
übergeordnetes, fundamentales Problem verstanden werden, das sich wie ein roter 
Faden durch alle Bereiche zieht. Es manifestiert sich nicht nur in einzelnen 
Maßnahmen, sondern in der Summe der staatlichen Eingriffe und der damit 
verbundenen Denkmuster. Über die offensichtlichen Eingriffe hinaus enthalten das 
Budget und die damit verbundene Politik eine Reihe von Maßnahmen und 
Implikationen, die gefährlich für die individuelle wirtschaftliche Freiheit sind, auch 
durch subtile Mechanismen oder langfristige Effekte. Diese Erosion zeigt sich in der 
hohen Steuerlast (siehe Kapitel 2), die den Bürgern die Verfügungsgewalt über ihr 
rechtmäßig erwirtschaftetes Einkommen entzieht, in den zahlreichen Regulierungen 
und Interventionen (siehe Kapitel 3 und 5), die unternehmerische Initiative und freie 
Marktentscheidungen behindern, und nicht zuletzt in der wachsenden Abhängigkeit 
vom Staat, die durch ein ausuferndes System von Transfers und Subventionen 
gefördert wird. Die Summe dieser Eingriffe führt zu einer schrittweisen Aushöhlung 
der Freiheit und einer Ausweitung der Staatsmacht. 

 

49 



Ökonomische Analyse zum Budget 2025/2026 ​ ​                        Hayek Institut 
 

●​ Erhöhung der Abhängigkeit vom Staat​
Jede Ausweitung staatlicher Transfers, Subventionen und sozialer 
Sicherungssysteme erhöht die Abhängigkeit der Bürger vom Staat. Dies betrifft 
nicht nur direkte Empfänger von Sozialleistungen, sondern auch Unternehmen, 
die von Förderungen abhängig werden, oder Sektoren, die ohne staatliche 
Zuwendungen kaum überlebensfähig sind. Diese Abhängigkeit schafft Anreize 
für konformes Verhalten und reduziert die Bereitschaft, staatliche Maßnahmen 
kritisch zu hinterfragen. Der Finanzminister spricht davon, "Ängste nehmen und 
Sicherheit geben" zu wollen. Echte Sicherheit entsteht jedoch nur aus 
Eigenständigkeit und der Fähigkeit, für sich selbst zu sorgen, nicht aus der 
Abhängigkeit von staatlicher Umverteilung. 

●​ Reduktion der Verfügungsgewalt über Einkommen und Vermögen​
Die hohe Steuer- und Abgabenlast wurde bereits diskutiert. Jede 
Steuererhöhung, auch verdeckte wie die nur teilweise Inflationsanpassung der 
Steuertarife (vom Budgetbericht als "Aussetzen des letzten Drittels der 
Inflationsanpassung 2026-2029" bezeichnet), schränkt die Freiheit der 
Individuen ein, über die Früchte ihrer Arbeit selbst zu verfügen. Auch 
Maßnahmen wie die Erhöhung der Stiftungsbesteuerung oder die 
Umwidmungsabgabe greifen direkt in die Vermögensdispositionen ein. 

●​ Einschränkung unternehmerischer Entscheidungsfreiheit​
Neue Regulierungen, Berichtspflichten und die Komplexität des Steuer- und 
Abgabensystems schränken die unternehmerische Freiheit ein, binden 
Ressourcen und erhöhen die Kosten des Wirtschaftens. Förderprogramme 
lenken unternehmerische Energie auf das Erfüllen von Förderkriterien statt auf 
die Befriedigung von Kundenbedürfnissen. 

●​ Aushöhlung der Privatsphäre durch erweiterte Überwachung​
Die angekündigte "Offensive im Kampf gegen Steuerbetrug und 
Steuervermeidung" und die Nutzung neuer Datenquellen bergen die Gefahr 
einer Ausweitung staatlicher Überwachung. Ein Staat, der immer mehr Daten 
über seine Bürger sammelt, um deren finanzielle Transaktionen und 
wirtschaftliches Verhalten zu kontrollieren, schafft ein Klima des Misstrauens, 
schränkt die Privatsphäre ein und fördert Selbstzensur. Dies ist ein 
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schleichender Prozess, der oft unter dem Deckmantel der Gerechtigkeit oder 
Effizienz vorangetrieben wird. 

●​ Verpflichtungen und Zwangsbeglückung​
Das zweite verpflichtende Kindergartenjahr ist ein Beispiel für eine Maßnahme, 
die zwar mit positiven Zielen begründet wird, aber die elterliche 
Entscheidungsfreiheit einschränkt und eine staatliche Vorstellung von richtiger 
Erziehung durchsetzt. Solche Formen der Zwangsbeglückung sind einer 
liberalen Gesellschaftsordnung fremd. 

●​ Aussetzung der Valorisierung von Sozialleistungen​

Das temporäre Aussetzen der Indexierung von Familienbeihilfe oder 
Kinderabsetzbetrag aus budgetären Gründen ist ein Eingriff in bestehende 
(wenn auch staatlich geschaffene) Ansprüche. Es zeigt, wie leicht der Staat 
Zusagen revidieren kann, wenn es politisch opportun erscheint, und untergräbt 
das Vertrauen in die Verlässlichkeit staatlicher Leistungen. 

IV.​ Die Rhetorik der Zusammenarbeit und des 
Gemeinsamen 

Die Budgetrede ist durchzogen von Appellen an die "Zusammenarbeit aller 
konstruktiven Kräfte", das "Gemeinsam" und den "Geist des Kompromisses". Der 
Finanzminister betont, dass "Österreich immer dann erfolgreich [war], wenn 
zusammengearbeitet wurde" und dass die Bundesregierung "das 'Gemeinsame' 
vorlebe[n]" wolle. Diese Rhetorik ist mit Vorsicht zu genießen: 

●​ Verschleierung von Interessenskonflikten und Zwang​
In einer Gesellschaft gibt es legitime Interessensunterschiede. Der Staat ist 
kein neutraler Moderator, sondern oft selbst Partei oder Instrument zur 
Durchsetzung partikularer Interessen. Die Betonung von "Gemeinsamkeit" 
täuscht darüber hinweg, dass staatliche Maßnahmen auf Zwang basieren und 
somit Gewinner und Verlierer produzieren. 

●​ Korporatismus-Gefahr​
Die enge Zusammenarbeit von Regierung, Sozialpartnern und anderen 
Interessengruppen kann Züge eines Korporatismus annehmen, bei dem gut 
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organisierte Gruppen auf Kosten der Allgemeinheit Vorteile aushandeln. Dies 
widerspricht dem Ideal einer offenen Gesellschaft mit freiem Wettbewerb. 

●​ Legitimierung staatlicher Intervention​
Die Rhetorik der "gemeinsamen Kraftanstrengung" dient dazu, unpopuläre 
Maßnahmen zu legitimieren und den Eindruck zu erwecken, es gäbe keine 
Alternativen zu staatlich orchestrierten Lösungen. 

Wahre Zusammenarbeit in einer freien Gesellschaft basiert auf freiwilliger 
Kooperation, gegenseitigem Nutzen im Tausch und der Achtung individueller Rechte, 
nicht primär auf staatlich verordneter oder koordinierter Gemeinsamkeit. 

Zusammenfassend zeigt die Analyse des Budgets aus der Perspektive von Staatsrolle 
und individueller Freiheit, dass der eingeschlagene Kurs trotz 
Sanierungsbemühungen weiterhin von einem starken etatistischen 
Grundverständnis geprägt ist. Die zahlreichen Interventionen, die hohe Abgabenlast 
und die Tendenz zur Ausweitung staatlicher Zuständigkeiten stehen im Widerspruch 
zu den Prinzipien einer freien Gesellschaft und einer auf Privateigentum und 
individueller Verantwortung basierenden Wirtschaftsordnung. Die schleichende 
Erosion der wirtschaftlichen Freiheit durch eine Vielzahl kleiner Eingriffe ist eine reale 
Gefahr.​
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Das Verständnis von Wirtschaft und 
Wohlstand 

I.​ Eine wirtschaftswissenschaftliche Definition von 
Wohlstand 

Die Budgetrede und der Budgetbericht offenbaren nicht nur technische Aspekte der 
Finanzplanung, sondern auch ein bestimmtes Verständnis davon, was 
wirtschaftlicher Wohlstand ist und wie er entsteht. Dieses implizite Verständnis weicht 
von einer an individueller Freiheit und subjektiven Werturteilen orientierten Definition 
deutlich ab. 

Wohlstand ist nicht primär eine makroökonomische Aggregatgröße wie das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) oder die Höhe staatlicher Investitionen. Der immer wieder 
scheiternde Versuch makroökonomischer Steuerungsversuche liegt auch an der 
Unzulänglichkeit der herangezogenen Aggregatgrößen, durch welche die 
zugrundeliegende Komplexität der Prozesse - und damit auch beispielsweise die 
Unmöglichkeit zentraler Wissensaggregation - verschleiert wird.  

Vielmehr ist Wohlstand an der Fähigkeit der Individuen zu messen, ihre subjektiven 
Ziele bestmöglich zu erreichen. Dieser individualistische und subjektivistische Ansatz 
hat weitreichende Implikationen. Echter Wohlstand manifestiert sich in der 
zunehmenden Verfügbarkeit von Gütern und Dienstleistungen, die den vielfältigen 
und sich wandelnden Bedürfnissen der Konsumenten entsprechen. Dies setzt einen 
dynamischen Marktprozess voraus, in dem Unternehmer, geleitet von Preissignalen 
und der Erwartung von Gewinn (der eine Belohnung für die bessere Befriedigung von 
Konsumentenwünschen ist), ständig nach neuen und besseren Wegen suchen, diese 
Bedürfnisse zu erfüllen. 

Die Implikationen für die generelle Budgetplanung sind gravierend: Wenn der Staat 
das für eine sinnvolle zentrale Planung notwendige, verstreute Wissen über 
individuelle Präferenzen und lokale Gegebenheiten prinzipiell nicht aggregieren kann, 
dann sind Versuche, die Wirtschaft über ein zentral geplantes Budget zu steuern oder 
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Wohlstand über quantitative Aggregatziele zu definieren, von vornherein zum 
Scheitern verurteilt oder führen zu Ineffizienz und Fehlallokationen. 

Indikatoren für Wohlstand wären demnach: 

●​ Die Zunahme von Privatkapital​
Dies umfasst nicht nur physische Produktionsmittel, sondern auch 
Humankapital und institutionelles Kapital (wie gut definierte und geschützte 
Eigentumsrechte), die zukünftigen Konsum und eine höhere Produktivität 
ermöglichen. Die Kapitalakkumulation, ermöglicht durch Sparen 
(Konsumverzicht) und Investition, ist ein Schlüssel zu steigendem 
Lebensstandard. 

●​ Die Vielfalt und Qualität der Güter und Dienstleistungen, die den 
Konsumenten zur Verfügung stehen​
Ein breites und sich ständig verbesserndes Angebot, das den individuellen 
Präferenzen entspricht, ist ein Zeichen echten Wohlstands. 

●​ Die Freiheit unternehmerischer Tätigkeit​
Die Möglichkeit für Individuen, neue Unternehmen zu gründen, innovative 
Ideen zu verfolgen und im Wettbewerb um die Gunst der Konsumenten zu 
bestehen, ist entscheidend für wirtschaftliche Dynamik und damit eine 
Voraussetzung des Wohlstands. 

●​ Die Sicherheit von Eigentumsrechten​
Ein stabiler und verlässlicher Schutz des Privateigentums ist die Grundlage für 
langfristige Planung, Investitionen und somit für Wohlstandsmehrung. 

Das im Budgetbericht häufig als Maßstab herangezogene BIP-Wachstum ist 
hingegen ein problematischer Indikator. Es erfasst staatliche Ausgaben als 
wertsteigernd, unabhängig von deren tatsächlichem Nutzen oder Effizienz. Es 
ignoriert qualitative Aspekte, die Verteilung von Einkommen und Vermögen (die aus 
staatlichen Interventionen resultiert) und, ganz entscheidend, die Nachhaltigkeit und 
Gesundheit der Kapitalstruktur einer Volkswirtschaft. Ein durch künstliche 
Kreditexpansion finanzierter Boom mag sich kurzfristig in steigenden BIP-Zahlen 
niederschlagen, bereitet aber, wie in Kapitel 4 dargelegt, den Boden für 
nachfolgende Krisen durch Fehlinvestitionen. 
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II.​ Nachfrageorientierte Ansätze und die Missachtung 
der Angebotsseite im Budget 

Die Budgetrede und der Budgetbericht zeigen deutliche Anklänge an Denkweisen, die 
die gesamtwirtschaftliche Nachfrage als zentralen Bestimmungsfaktor für Konjunktur 
und Beschäftigung ansehen. Die Sorge des Finanzministers, dass 
Ausgabenkürzungen und Steuererhöhungen "ohne Zweifel die wirtschaftliche 
Entwicklung [bremsen]", weil sie die Nachfrage dämpfen, ist hierfür symptomatisch. 
Ebenso die Argumentation, dass der Abbau des Budgetdefizits nur gelingen könne, 
wenn "gleichzeitig die drei anderen großen wirtschaftlichen Akteure mehr Geld 
ausgeben und die gesamtwirtschaftliche Nachfrage ausweiten: die Unternehmen 
über steigende Investitionen, die privaten Haushalte über erhöhten Konsum und das 
Ausland über zusätzliche Importe". 

Bei dieser Sichtweise wird die Bedeutung der Angebotsseite vernachlässigt. Zudem 
ignoriert dieses Denken in niedrigauflösenden Aggregatgrößen und der Versuch 
makroökonomischer Steuerung die individualistische Basis wirtschaftlichen 
Handelns. Produktion schafft Einkommen, und dieses Einkommen ermöglicht 
Nachfrage. Nicht ein Mangel an Nachfrage ist das primäre Problem, sondern oft ein 
Mangel an wettbewerbsfähigen Gütern und Dienstleistungen zu Preisen, die 
Konsumenten zu zahlen bereit sind, sowie eine durch staatliche Eingriffe gestörte 
Kapitalstruktur, die eine effiziente Produktion behindert. 

●​ Die Rolle des Sparens​
Die Budgetrede äußert Besorgnis darüber, dass die Sparquote der privaten 
Haushalte "kräftig gestiegen ist" (Prognose von 8,7% 2023 auf 11,7% 2024), was 
die "Konsumnachfrage entscheidend gebremst" habe. Sparen ist jedoch keine 
Bremse, sondern eine notwendige Voraussetzung für Investitionen und 
Kapitalbildung. Jeder Ersparnis stehen auf Güterseite Ressourcen gegenüber, 
die nicht für den unmittelbaren Konsum verwendet werden und somit für die 
Finanzierung von Produktionsprozessen und die Schaffung von Kapitalgütern 
zur Verfügung stehen. Eine höhere Sparquote kann ein Zeichen für Unsicherheit 
sein (was auf staatliche Instabilität hindeutet), aber auch ein gesundes Signal 
für Zukunftsvorsorge und die Bereitschaft, langfristig zu investieren. Die 
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pauschale negative Bewertung einer steigenden Sparquote als 
nachfragedämpfend verkennt deren produktive Rolle. 

●​ Staatliche Impulse als Wohlstandstreiber?​
Die Vorstellung, der Staat müsse durch Offensivmaßnahmen, Förderungen 
oder eigene Investitionsprogramme Impulse setzen, um die Wirtschaft 
anzukurbeln, ist typisch für ein nachfrageorientiertes Denken. Wie in Kapitel 3 
dargelegt, führen solche staatlichen Ausgaben jedoch zu Fehlallokationen und 
verdrängen private Aktivitäten. Echter und nachhaltiger Wohlstand entsteht 
nicht primär durch staatlich induzierte Nachfrage, sondern durch eine 
Verbesserung der angebotsseitigen Bedingungen: Schutz des Eigentums, 
Vertragsfreiheit, niedrige Steuern, stabile Währung und minimale Regulierung. 

III.​ Die Vernachlässigung der Rolle des Unternehmertums 

Die Rolle des Unternehmers (als Entdecker von Marktchancen und als Träger von 
Unsicherheit und Motor des Marktprozesses) wird im Budgetentwurf und den 
begleitenden politischen Diskursen massiv unterbewertet oder fehlinterpretiert. Er ist 
es, der durch seine Wachsamkeit (Alertness) bislang ungenutzte Gelegenheiten und 
unbefriedigte Konsumentenbedürfnisse entdeckt und durch das innovative 
Kombinieren von Ressourcen versucht, diese Marktchancen zu nutzen. 

●​ Der Unternehmer als Entdecker und Innovator​
Der unternehmerische Prozess ist ein kontinuierlicher Entdeckungsprozess. 
Unternehmer antizipieren zukünftige Bedürfnisse und Knappheiten und 
entwickeln neue Produkte, Dienstleistungen oder Produktionsmethoden. Ihre 
Bereitschaft, Risiken einzugehen und Unsicherheit zu tragen, ist entscheidend 
für die Anpassung der Wirtschaft an sich wandelnde Bedingungen und für die 
Schaffung von Neuem. Staatliche Planung und Intervention können diesen 
dezentralen Entdeckungsprozess nicht ersetzen, sondern behindern ihn oft, 
indem sie Preissignale verzerren, Ressourcen fehlleiten und etablierte 
Strukturen zementieren. 

●​ Der Unternehmer als Koordinator und Träger von Unsicherheit​
Der Unternehmer fällt in einer Welt der Unsicherheit Urteile über zukünftige 
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Marktbedingungen und investiert auf eigene Rechnung und Gefahr. Seine 
Fähigkeit, Konsumentenwünsche richtig zu antizipieren, wird durch Gewinn 
belohnt, Fehleinschätzungen führen zu Verlusten. Dieser Gewinn- und 
Verlustmechanismus ist ein entscheidendes Feedbacksystem des Marktes, 
das Ressourcen zu ihren produktivsten Verwendungen lenkt. Der Staat kann 
diese Funktion nicht übernehmen; staatliche Investitionen unterliegen nicht 
dem gleichen Markttest und der gleichen Disziplin. 

●​ Wie der Budgetentwurf unternehmerische Freiheit und Initiative einschränkt​
Der vorliegende Budgetentwurf schränkt unternehmerische Freiheit und 
Initiative auf vielfältige Weise ein oder setzt falsche Anreize: 

○​ Hohe Steuer- und Abgabenlast (siehe Kapitel 2)​
Diese entzieht den Unternehmern Kapital, das für Investitionen und 
Innovationen notwendig wäre, und schmälert den Anreiz, Risiken 
einzugehen, da ein großer Teil des potenziellen Gewinns abgeschöpft 
wird. 

○​ Komplexe Regulierungen und Bürokratie​
Ein undurchsichtiges und aufwendiges Regulierungsumfeld (siehe 
Kapitel 5 zu Strukturreformen und die hier thematisierte 
Entbürokratisierung) bindet unternehmerische Ressourcen, die 
stattdessen für wertschaffende Tätigkeiten eingesetzt werden könnten. 
Es erhöht die Markteintrittsbarrieren für neue, innovative Unternehmen. 

○​ Interventionismus und Subventionen (siehe Kapitel 3)​
Staatliche Förderprogramme und Subventionen lenken 
unternehmerische Energie oft weg von der Befriedigung echter 
Kundenbedürfnisse hin zum "Rent-Seeking", also dem Versuch, 
staatliche Gelder zu erlangen. Dies verzerrt den Wettbewerb, begünstigt 
politisch gut vernetzte Akteure und führt zu einer Fehlallokation von 
Kapital in Bereiche, die ohne staatliche Hilfe nicht überlebensfähig 
wären. "Offensivmaßnahmen" oder "Standortpakete", bei denen der 
Staat versucht, "Schlüsseltechnologien" zu identifizieren und zu fördern, 
sind ein Paradebeispiel für die Anmaßung von Wissen und die 
Missachtung des unternehmerischen Entdeckungsprozesses. 
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○​ Instabile Geldpolitik (siehe Kapitel 4)​

Eine expansive Geldpolitik, die zu Inflation und künstlichen 
Boom-Bust-Zyklen führt, erschwert die rationale Wirtschaftsrechnung 
für Unternehmer und führt zu Fehlinvestitionen. 

○​ Staatszentriertes Weltbild (siehe Kapitel 6 und 9)​
Die vorherrschende Rhetorik, die den Staat als primären Gestalter und 
Problemlöser darstellt, untergräbt das Verständnis für die Rolle des 
Unternehmers und kann zu einer Mentalität führen, in der eher 
staatliche Lösungen als private Initiative erwartet werden. 

Das im Budgetbericht und der Rede implizierte Verständnis, der Staat müsse den 
Standort stärken durch aktive Maßnahmen, übersieht, dass die wichtigste Aufgabe 
des Staates darin besteht, verlässliche und freiheitsfördernde Rahmenbedingungen 
zu schaffen, innerhalb derer sich Unternehmertum entfalten kann. Die diversen 
Standortpakete und Förderprogramme sind nur ein teurer und ineffizienter sowie 
ineffektiver Ersatz für grundlegend gute Rahmenbedingungen. Die Aussage, 
"Österreich ist ein guter Wirtschaftsstandort mit erfolgreichen Unternehmen", mag 
zwar in Teilen zutreffen, sollte aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass dieser Erfolg 
in den meisten Fällen trotz und nicht wegen staatlicher Interventionen erzielt wurde. 
Die Budgetrede konstatiert: "Dem Budget geht es nicht gut, weil es der Wirtschaft in 
den letzten Jahren schlecht gegangen ist." Diese Kausalität ist zwar vordergründig 
korrekt, aber unvollständig. Es muss die Frage gestellt werden, warum es der 
Wirtschaft schlecht gegangen ist. Die Antwort liegt maßgeblich in vorangegangenen 
staatlichen Fehlentscheidungen, insbesondere einer expansiven Geldpolitik, die zu 
Inflation und Fehlallokationen geführt hat, sowie einer überbordenden Steuer- und 
Regulierungslast, welche die Produktivkraft der Wirtschaft und insbesondere die 
Initiative der Unternehmer schwächt. 

IV.​ Produktivität und Entbürokratisierung 

Die Budgetrede widmet einen Abschnitt der "Entbürokratisierung und 
Produktivitätsstrategie". Es wird anerkannt, dass die "wirtschaftliche Dynamik und die 
Erreichung zentraler wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Ziele [...] heute oft durch 
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überlange Genehmigungsverfahren behindert" werden und dass "unnütze 
Vorschriften [...] beseitigt werden" können. Die Digitalisierung biete hierfür 
Möglichkeiten. Es wird auch eine "dringend notwendige Produktivitätsstrategie" 
erwähnt. 

Diese positiven Absichtserklärungen werfen Fragen bezüglich ihrer Umsetzung und 
Wirksamkeit auf: 

●​ Entbürokratisierung​
Echte Entbürokratisierung erfordert mehr als nur die Optimierung von 
Verwaltungsprozessen oder die Digitalisierung. Sie erfordert einen radikalen 
Abbau von Gesetzen und Verordnungen, die überhaupt erst den Bedarf an 
Bürokratie schaffen. Solange der Staat in so viele Lebensbereiche interveniert, 
wird auch der bürokratische Aufwand hoch bleiben. 

●​ Deregulierung​
Auch stellt der hohe Regulierungsgrad eine massive Belastung für die 
Wirtschaft dar. Studien, wie beispielsweise jene der Bertelsmann-Stiftung, 
deuten darauf hin, dass Regulierungskosten etwa 12% der Wirtschaftsleistung 
ausmachen. Dennoch finden sich im aktuellen Budgetansatz kaum konkrete 
Hinweise auf eine umfassende Deregulierungsagenda. Stattdessen bemüht 
man den Mythos, Vorschriften und Regeln seien 'budgetneutral'. Dies ist jedoch 
nur bei einer sehr oberflächlichen Betrachtung der Fall, da die indirekten 
Kosten durch verminderte Innovation, erhöhten Verwaltungsaufwand und 
gebremste Investitionstätigkeit erheblich sind und die staatlichen 
Einnahmenpotenziale deutlich schmälern. 

●​ Produktivitätsstrategie​
Eine staatlich verordnete Produktivitätsstrategie ist ein Widerspruch in sich. 
Produktivität entsteht aus unternehmerischer Innovation, effizienter 
Kapitalallokation und harter Arbeit im Wettbewerb - nicht aus staatlichen 
Plänen. Die im Bericht genannten Elemente einer solchen Strategie - "digitaler 
Umbau der Wirtschaft, Versorgungssicherheit mit kostengünstigem Strom, die 
gelungene sozial-ökologische Transformation, die Nutzung des großen 
Arbeitskräftepotenzials" - sind entweder sehr allgemein oder deuten wiederum 
auf staatliche Lenkungsversuche hin. Kostengünstiger Strom beispielsweise ist 

59 



Ökonomische Analyse zum Budget 2025/2026 ​ ​                        Hayek Institut 
 

nicht das Ergebnis staatlicher Strategien, sondern eines funktionierenden 
Energiemarktes mit Wettbewerb und freier Preisbildung. Die Skepsis 
gegenüber staatlich gelenkten Transformationen und dem Glauben, der Staat 
könne Potenziale nutzen, ist hier angesichts der Evidenz hinsichtlich staatlich 
gelenkter Transformation und staatlicher Planung mehr als nur angebracht. 

Die im Budgetbericht und der Rede zum Ausdruck kommenden Vorstellungen von 
Wohlstand, Wachstum und wirtschaftlicher Entwicklung bleiben somit stark im 
Interventionsparadigma verhaftet. Es fehlt ein tiefgreifendes Verständnis für die Rolle 
spontaner Marktprozesse, die zentrale Bedeutung des Privateigentums, die Funktion 
des Unternehmers als Motor des Fortschritts und die Notwendigkeit von Sparen und 
Kapitalakkumulation als Grundlage für nachhaltigen Wohlstand. Stattdessen 
dominiert der Glaube an die Steuerungsfähigkeit des Staates und die Wirksamkeit 
staatlicher Ausgabenprogramme. 
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Verteilungsgerechtigkeit 

I.​ Der Lockruf der gerechten Verteilung in der 
Budgetrhetorik 

Die Budgetrede des Finanzministers betont wiederholt den Anspruch, die 
"Sanierungslasten gerecht zu verteilen" und dafür zu sorgen, dass "jene, die mehr 
haben, auch mehr beitragen". Formulierungen wie "Alle müssen sicher sein können, 
dass die Sanierung gerecht abläuft" und "Die Bürgerinnen und Bürger [sind] bereit, 
zur Sanierung des Budgets beizutragen [...] wenn sie sicher sein können, dass alle 
dazu beitragen [...] dass die Sanierungslasten gerecht zwischen den sozialen 
Gruppen und wirtschaftlichen Akteuren verteilt sind. Wenn klar ist, dass jene, die 
mehr haben, auch mehr beitragen" zielen offensichtlich darauf ab, die Akzeptanz für 
die budgetären Maßnahmen zu erhöhen, indem sie an das Gerechtigkeitsempfinden 
der Bevölkerung appellieren. Auch der Budgetbericht erwähnt, dass die 
Bundesregierung bei der Sanierung der Staatsfinanzen "vor allem Wert auf 
wachstums- und beschäftigungsschonende, sozial verträgliche und ausgewogene 
Maßnahmen" lege und der Mix aus Maßnahmen dem Aspekt der "ausgewogenen 
und fairen Verteilung des Konsolidierungsbeitrags" folge. Diese Haltung wird im 
Budgetbericht mehrfach bekräftigt, beispielsweise wenn es heißt: "Die Sanierung der 
Staatsfinanzen ist eine gemeinsame Kraftanstrengung, zu der alle einen gerechten 
Teil beitragen." Weiter wird ausgeführt, dass die steuerlichen Maßnahmen so 
konzipiert seien, "dass sie einerseits einen Konsolidierungsbeitrag von Gruppen 
bewirken, die in der Vergangenheit zu den Krisengewinnern gezählt haben, zB. 
Profiteure von erhöhten Energiepreisen oder Zinsanhebungszyklen. Andererseits 
werden u.a. Steuerlücken geschlossen." 

Dieser Fokus auf eine staatlich herbeigeführte gerechte Verteilung von Lasten oder 
Ergebnissen ist jedoch aus einer wirtschaftswissenschaftlichen Perspektive 
fundamental irreführend und problematisch, bildet aber gleichzeitig die ideologische 
Grundlage des Umverteilungsstaates. 

61 



Ökonomische Analyse zum Budget 2025/2026 ​ ​                        Hayek Institut 
 

II.​ Verfahrensgerechtigkeit statt Ergebnisgerechtigkeit 

Das Konzept der sozialen Gerechtigkeit oder Verteilungsgerechtigkeit ist vage, 
willkürlich und letztlich unvereinbar mit einer freien Gesellschaftsordnung. 

●​ Gerechtigkeit als Eigenschaft menschlichen Handelns​
Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit können sich nur auf die Ergebnisse 
menschlichen Handelns oder auf die Regeln beziehen, die menschliches 
Handeln leiten. Der Markt als spontane Ordnung, die aus unzähligen 
individuellen Interaktionen entsteht, produziert zwar ungleiche Ergebnisse, 
diese Ergebnisse sind aber per se weder gerecht noch ungerecht, da sie nicht 
das Resultat eines gezielten Entwurfs oder einer einzelnen 
Willensentscheidung sind. 

●​ Verfahrensgerechtigkeit​
Ein System ist dann gerecht, wenn es auf gerechten Regeln basiert, die für alle 
gleichermaßen gelten. Dazu gehören primär der Schutz des Privateigentums, 
die Vertragsfreiheit und die Abwesenheit von Zwang und Privilegien. Wenn 
diese Regeln eingehalten werden, sind die Ergebnisse des Marktprozesses, 
auch wenn sie ungleich sind, als legitim zu betrachten. 

●​ Die Illusion der sozialen Gerechtigkeit​
Der Versuch des Staates, eine bestimmte gerechte Verteilung von Einkommen 
oder Vermögen herbeizuführen, erfordert unweigerlich willkürliche Eingriffe, die 
die Freiheit des Einzelnen beschneiden und die Funktionsweise des Marktes 
stören. Wer soll definieren, was gerecht ist? Diese Entscheidung unterliegt 
politischen Machtverhältnissen und den subjektiven Vorstellungen der jeweils 
Herrschenden, nicht objektiven Kriterien. Das Streben nach 
Ergebnisgerechtigkeit führt somit unweigerlich zu einer Ausweitung staatlicher 
Macht, zu einer diskriminierenden Behandlung von Individuen und Gruppen 
und, ganz entscheidend, zu massiven Freiheitseinschränkungen. Es bedingt 
Eingriffe in Eigentumsrechte, Vertragsfreiheit und die freie Wahl der Individuen, 
wie sie ihre Ressourcen verwenden möchten. 

Die klare Positionierung, dass Gerechtigkeit Verfahrensgerechtigkeit (Einhaltung von 
Eigentumsrechten, Vertragsfreiheit) und nicht Ergebnisgerechtigkeit ist und dass die 
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Alternative die Minimierung der Gesamtlast für alle Bürger durch eine radikale 
Reduktion der Staatsaufgaben und -ausgaben ist, ergibt sich aus der Feststellung, 
dass individuelle Freiheit durch ihren Fokus auf konsensualen Tauschprozessen die 
Situation aller Teilnehmer der Gesellschaft verbessert. Es werden jene am stärksten 
belohnt, welche nach Ansicht aller Marktteilnehmer die besten Leistungen und Güter 
anbieten, was bei funktionierendem Feedback-Mechanismus über eine 
entsprechende Einkommensverteilung ausreichend Anreize für eine Verbesserung 
des Angebots liefert, von dem alle Teilnehmer der Gesellschaft profitieren. 

III.​ Die gerechte Verteilung der Sanierungslasten als 
Ablenkungsmanöver 

Die Betonung einer gerechten Verteilung der Sanierungslasten dient dazu, die 
Aufmerksamkeit von der eigentlichen Ursache der Misere abzulenken: der 
übermäßigen Ausweitung der Staatsausgaben und -schulden, also den Folgen des 
interventionistischen Umverteilungsstaates. Zum Vergleich: Die Sozialquote lag in der 
Regierungszeit Kreisky im Durchschnitt bei 24,2% des BIPs, am Ende seiner Amtszeit 
bei 27,1%. Heute liegt die Sozialquote jenseits von 30%. Würde man also bei den 
Sozialausgaben einen gleich hohen Anteil an der Wirtschaftsleistung wie unter 
Kreisky anstreben, ergäbe sich hier alleine ein Einsparpotenzial zwischen 18 Milliarden 
Euro (Ende der Regierungszeit Kreisky) und 32 Milliarden Euro (Durchschnitt der 
Regierungszeit Kreisky). Verteilungsdebatten lenken davon ab, dass der Staat selbst 
durch seine Ausgabenpolitik und Interventionen die Probleme primär verursacht. 

●​ Wer hat die Lasten verursacht?​
Eine Sanierung wird notwendig, weil der Staat zuvor über seine Verhältnisse 
gelebt hat, Ressourcen ineffizient eingesetzt oder durch expansive Geldpolitik 
eine Inflation verursacht hat, die ebenfalls erhebliche (und oft regressive) 
Umverteilungseffekte hat. Die Lasten der Sanierung sind also die 
Konsequenzen dieser vorangegangenen Politik und wären im Sinne des 
Verantwortungsprinzips vom Staat und seinen Organen bzw. Strukturen zu 
tragen. 

●​ Der Staat als Umverteiler, nicht als Schöpfer von Ressourcen​
Der Staat kann keine Lasten verteilen, ohne zuvor Ressourcen von den Bürgern 
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genommen zu haben. Die Sanierung besteht im Wesentlichen darin, entweder 
die Ausgaben (den Zugriff auf Ressourcen) zu reduzieren oder die Einnahmen 
(den Zwangsentzug von Ressourcen) zu erhöhen. Beides impliziert einen 
Eingriff in die private Verfügungsgewalt. 

●​ Fokus auf Beiträge statt auf Entlastung​
Die Rhetorik, dass "jene, die mehr haben, auch mehr beitragen" sollen (zum 
Beispiel durch die Verlängerung des Spitzensteuersatzes oder die 
Bankenabgabe), zielt auf eine höhere Besteuerung bestimmter Gruppen ab. 
Die Frage ist jedoch nicht, wer wie viel beiträgt, sondern wie die 
Gesamtbelastung für alle reduziert und die Freiheit aller maximiert werden 
kann. Eine generelle Senkung von Steuern und Abgaben, finanziert durch 
Ausgabenkürzungen, würde allen Bürgern und der Wirtschaft insgesamt 
zugutekommen. 

IV.​ Verletzung von Eigentumsrechten und 
Vertragsfreiheit im Namen der Gerechtigkeit 

Die im Budget vorgeschlagenen Maßnahmen zur Erzielung einer vermeintlich 
gerechten Verteilung führen zu direkten oder indirekten Verletzungen von 
Eigentumsrechten und der Vertragsfreiheit - Prinzipien, die fundamental sind. Das 
Streben nach Ergebnisgerechtigkeit durch den Umverteilungsstaat macht solche 
Verletzungen systemimmanent und unvermeidlich, was die destruktive Natur dieses 
Ansatzes für eine freie Gesellschaft unterstreicht. Beispiele hierfür sind: 

●​ Hohe und progressive Steuern​
Diese sind eine Teilenteignung des rechtmäßig erwirtschafteten Einkommens 
und Vermögens. Progressionstarife widersprechen dem Prinzip der 
Gleichbehandlung und diskriminieren Leistungsträger. 

●​ Inflation​
Die (historische und zukünftige) Inflation als Folge expansiver Geld- und 
Fiskalpolitik ist eine schleichende Enteignung von Geldvermögen, die 
insbesondere Sparer und Bezieher nominal fixierter Einkommen trifft. 
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●​ Subventionen​
Diese begünstigen bestimmte Gruppen auf Kosten anderer und verzerren die 
Vertragsbeziehungen im Markt, indem sie künstliche Anreize schaffen. 

●​ Preisregulierungen​
Die Mietpreisbremse ist ein direkter Eingriff in die Vertragsfreiheit zwischen 
Mietern und Vermietern und beschneidet das Eigentumsrecht der Vermieter, 
frei über die Nutzung und Bepreisung ihres Eigentums zu entscheiden. 

●​ Regulierungen​
Zahlreiche Regulierungen schränken die Nutzungsmöglichkeiten von 
Privateigentum ein und erhöhen die Kosten für unternehmerisches Handeln, 
oft unter dem Vorwand des Allgemeinwohls oder spezifischer 
Schutzinteressen. 

Die Budgetrede und der Budgetbericht versuchen, diese Eingriffe durch den Verweis 
auf Gerechtigkeit oder soziale Ausgewogenheit zu legitimieren. Dies ist jedoch eine 
gefährliche Argumentation, da er die objektiven Kriterien des Rechts und der 
individuellen Freiheit durch vage und politisch manipulierbare Vorstellungen von 
sozialer Gerechtigkeit ersetzt. 

V.​ Armutsbekämpfung und soziale Sicherheit 

Die Budgetrede und der Budgetbericht betonen die Notwendigkeit der 
Armutsbekämpfung und der Gewährleistung sozialer Sicherheit. Es werden 
Maßnahmen zur Unterstützung von Alleinerziehenden und Langzeitarbeitslosen sowie 
zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts angekündigt. 

Die Existenz von Armut oder die Notwendigkeit, Bedürftigen zu helfen, ist nicht zu 
leugnen. Die Effektivität und die langfristigen Konsequenzen staatlicher 
Wohlfahrtsprogramme sollten jedoch angesichts der Evidenz vieler Jahrzehnte in 
Frage gestellt werden: 

●​ Abhängigkeit und moral hazard​
Umfangreiche staatliche Sozialtransfers schaffen Abhängigkeiten und 
schwächen die Anreize zur Eigeninitiative und Selbsthilfe (moral hazard). 

65 



Ökonomische Analyse zum Budget 2025/2026 ​ ​                        Hayek Institut 
 

●​ Ineffizienz und Bürokratie​
Staatliche Wohlfahrtssysteme sind von Ineffizienz, Bürokratie und hohen 
Verwaltungskosten geprägt. 

●​ Verdrängung privater Initiative​
Ein ausufernder Wohlfahrtsstaat verdrängt private und zivilgesellschaftliche 
Initiativen (Familie, Nachbarschaftshilfe, karitative Organisationen), die oft 
bedarfsgerechter und menschlicher agieren können. 

●​ Nachhaltigkeit​
Die Finanzierung staatlicher Wohlfahrtssysteme stößt angesichts 
demographischer Entwicklungen und steigender Ansprüche oft an ihre 
Grenzen, was zu immer höheren Abgaben oder Schulden führt. 

Die primäre Verantwortung des Individuums für sein eigenes Wohlergehen und das 
seiner Familie sollte daher wieder gestärkt werden. Unterstützung für Bedürftige sollte 
idealerweise auf freiwilliger Basis durch private Organisationen und 
zivilgesellschaftliche Netzwerke erfolgen. Der Staat sollte sich darauf beschränken, 
ein minimales Sicherheitsnetz für jene bereitzustellen, die nachweislich und 
unverschuldet nicht in der Lage sind, für sich selbst zu sorgen. Dieses Sicherheitsnetz 
muss jedoch so gestaltet sein, dass es die Anreize zur Selbsthilfe nicht untergräbt. 

Die im Budget angekündigten Maßnahmen zur Armutsbekämpfung mögen gut 
gemeint sein, bleiben aber im Rahmen des bestehenden staatlichen 
Wohlfahrtssystems und adressieren nicht dessen grundlegende Probleme, 
insbesondere die negativen Anreizeffekte und die Tendenz zur Perpetuierung von 
Abhängigkeit, die dem Konzept des Umverteilungsstaates inhärent sind. Der Fokus 
auf soziale Dienste gegenüber Sozialtransfers, wie vom Finanzminister erwähnt, 
ändert nichts an der Tatsache, dass beide vom Staat bereitgestellt und 
zwangsfinanziert werden und damit an den Anreizeffekten nichts geändert wird. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das im Budget präsentierte Verständnis 
von Verteilungsgerechtigkeit und sozialer Sicherheit stark Prinzipien widerspricht, die 
auf individuelle Freiheit, Eigenverantwortung und den Schutz von Eigentumsrechten 
als Grundlage für Wohlstand und ein funktionierendes Gemeinwesen setzen. Es 
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dominiert eine staatszentrierte Sichtweise, die auf Umverteilung und Intervention 
setzt. 
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Sprache und Rhetorik im Budget 

I.​ Die Macht der Worte in der politischen Ökonomie 

Sprache ist kein neutrales Medium. In der politischen Ökonomie dient sie nicht nur 
der Beschreibung von Sachverhalten, sondern auch der Überzeugung, der 
Legitimierung und oft der Verschleierung tatsächlicher Absichten und Konsequenzen. 
Eine wirtschaftswissenschaftliche Perspektive, die großen Wert auf begriffliche 
Klarheit und logische Stringenz legt, analysiert daher auch die in politischen und 
ökonomischen Diskursen verwendete Sprache kritisch. Die Art und Weise, wie über 
Staatsausgaben, Steuern, Schulden und staatliche Interventionen gesprochen wird, 
prägt das öffentliche Verständnis und beeinflusst die Akzeptanz politischer 
Maßnahmen. 

Die Budgetrede des Finanzministers sowie der Budgetbericht 2025/2026 verwenden 
eine Reihe von Formulierungen und Narrativen, die typisch für ein 
interventionistisches Denken und eine Überbetonung der Rolle des Staates sind. 
Diese Rhetorik zielt darauf ab, staatliche Eingriffe als notwendig, wohlmeinend und 
alternativlos darzustellen, während die damit verbundenen Kosten, Ineffizienzen und 
potenziellen Freiheitsverluste in den Hintergrund treten. Die Problematik dieser 
Sprachmuster wird im Folgenden beleuchtet. 

II.​ Analyse dominanter Narrative und Formulierungen 

Folgende Narrative und Formulierungen in den Budgetdokumenten sind aus einer 
kritischen ökonomischen Perspektive besonders aufschlussreich und bedürfen einer 
Dekonstruktion: 

●​ Der Staat als wohlwollender Problemlöser und Schöpfer von Wohlstand: 

○​ "Spielräume schaffen"​
Der Finanzminister erklärt, Ziel der Sanierung sei es, "Spielräume für 
fortschrittliche Investitionen [zu] schaffen". Diese Formulierung 
suggeriert, dass der Staat der primäre Akteur ist, der 
Handlungsspielräume für positive Entwicklungen eröffnet. Damit wird 
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die Rolle des Staates als "Wohlstandsschaffer" massiv überbetont. Echte 
ökonomische Spielräume entstehen jedoch durch private Initiative, 
durch das freie Wirken von Unternehmern und durch 
Kapitalakkumulation im privaten Sektor. Der Staat kann diese Prozesse 
höchstens ermöglichen, indem er sich zurückhält, Steuern senkt und 
Regulierungen abbaut - er schafft sie nicht im eigentlichen Sinne. 

○​ "Impulse setzen"​
Das Budget soll "Impulse für Standort, Arbeitsmarkt und Bildung" setzen. 
Auch hier wird die Rolle des Staates als aktiver Gestalter und Anstoßer 
überzeichnet. Es wird impliziert, die Wirtschaft sei ein träger 
Mechanismus, der staatlicher Anstöße bedarf, um in Bewegung zu 
kommen oder in die "richtige" Richtung gelenkt zu werden. Der Markt ist 
jedoch ein dynamischer, sich selbst koordinierender Prozess, der durch 
unternehmerische Wachsamkeit und die Initiative von Millionen von 
Individuen angetrieben wird. Staatliche "Impulse" sind oft Störfaktoren, 
die zu Fehlallokationen führen und den unternehmerischen 
Entdeckungsprozess behindern, anstatt ihn zu fördern, und sie basieren 
auf der Illusion, der Staat wisse, welche Impulse die "richtigen" sind. 
Wohlstand entsteht nicht durch staatliche "Impulse", sondern durch die 
Freiheit der Akteure, auf unverzerrte Marktsignale zu reagieren. 

○​ "Standort stärken" (durch staatliche Maßnahmen)​
Sowohl die Rede als auch der Bericht sprechen davon, den 
Wirtschaftsstandort durch staatliche Maßnahmen (zum Beispiel das 
Standortpaket) stärken zu wollen. Ein Standort wird jedoch primär durch 
verlässliche Institutionen, niedrige Steuern, geringe Regulierung und 
Rechtssicherheit gestärkt, nicht durch staatliche Förderprogramme, die 
oft nur spezifische Interessen bedienen und Ressourcen fehlleiten. 

○​ "Das Richtige tun. Für Zuversicht sorgen."​

Dieser Slogan suggeriert eine moralische Überlegenheit und 
alternativlose Richtigkeit der präsentierten Politik. Er appelliert an 
Emotionen (Zuversicht) und impliziert, dass staatliches Handeln per se 
positive psychologische Effekte erzeugen kann, unabhängig von den 
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ökonomischen Realitäten. Echte Zuversicht entsteht jedoch aus stabilen 
und vorhersehbaren Rahmenbedingungen und der Erfahrung 
individueller Handlungsfähigkeit, nicht primär aus staatlichen 
Versprechungen und politischer Bevormundung. 

○​ "Österreich kann, wenn es will"​
Diese Phrase wird mehrfach wiederholt. Sie ist zwar optimistisch, aber 
inhaltlich leer. Entscheidend ist nicht nur der Wille, sondern die Wahl der 
richtigen Mittel. Dies sind marktkonforme und liberale Mittel, nicht eine 
Ausweitung staatlicher Aktivität. 

●​ Die Beschwörung von Gemeinschaft und Solidarität zur Legitimierung von 
Zwang: 

○​ "Gemeinsam", "Zusammenarbeit", "gemeinsame Kraftanstrengung"​
Diese Begriffe durchziehen die Budgetrede. Der Finanzminister betont: 
"Österreich war immer dann erfolgreich, wenn zusammengearbeitet 
wurde." Während Zusammenarbeit an sich positiv ist, wird sie hier oft im 
Kontext staatlich orchestrierter Maßnahmen verwendet. Sie werden oft 
als Euphemismen für staatlichen Zwang und Umverteilung verwendet, 
wobei implizit individuelle Verantwortung und Leistung entwertet 
werden. Die Finanzierung des Staatshaushalts basiert auf 
Zwangsabgaben, nicht auf freiwilliger Kooperation aller. 

○​ "Solidarität"​
Auch wenn nicht explizit im Vordergrund stehend, schwingt das Narrativ 
der Solidarität oft mit, wenn es um soziale Leistungen oder die gerechte 
Verteilung von Lasten geht. Solidarität ist in kleinen, homogenen 
Gruppen ein legitimes Konzept, wird aber im Kontext des präsentierten 
Budgets missbraucht, um politische Umverteilung zu rechtfertigen. 

●​ Die Verniedlichung oder Verschleierung staatlicher Eingriffe: 

○​ "Sanierungsbeitrag" statt Steuererhöhung​
Die Einführung oder Erhöhung von Abgaben (zum Beispiel bei Banken 
oder Energieunternehmen) wird als Beitrag zur Sanierung bezeichnet, 
was harmloser klingt als Steuererhöhung oder Zwangsabgabe. 
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○​ "Zielgerichtete Maßnahmen"​
Dieser Begriff wird häufig für staatliche Interventionen verwendet, um 
deren Präzision und Effektivität zu suggerieren. Die Zielgerichtetheit 
staatlicher Eingriffe in komplexe Systeme (wie Märkte) ist aufgrund des 
Wissensproblems jedoch höchst fragwürdig. 

○​ "Wachstums- und beschäftigungsschonende" Sanierung​
Die Behauptung, die Sanierungsmaßnahmen seien so gewählt, dass sie 
Wirtschaft und Arbeitsmarkt "möglichst schonen", verschleiert die 
Tatsache, dass jede Entnahme von Ressourcen aus dem privaten Sektor 
und jede staatliche Intervention per se potenziell wachstums- und 
beschäftigungshemmend ist, da sie die effiziente Allokation durch den 
Markt stört. 

●​ Der Staat als Investor und Garant: 

○​ "Wir setzen unser Geld lieber für Schulen, Schienen und Spitäler ein 
statt für Zinszahlungen."​
Diese Aussage impliziert, dass staatliche Ausgaben für diese Bereiche 
per se produktive Investitionen seien. Ausgaben sind jedoch nicht mit 
Investitionen im unternehmerischen Sinne gleichzusetzen, die einem 
Markttest unterliegen. Staatsausgaben sind oft Konsum oder 
Umverteilung, und ihre Produktivität ist schwer messbar und oft geringer 
als bei privatwirtschaftlichen Alternativen. 

○​ "Sicherheit geben", "Armut und Arbeitslosigkeit bekämpfen"​
Die Rede suggeriert, der Staat könne umfassende Sicherheit 
garantieren und komplexe soziale Probleme wie Armut und 
Arbeitslosigkeit effektiv bekämpfen. Dies übersieht, dass viele dieser 
Probleme oft erst durch staatliche Interventionen (zum Beispiel 
Mindestlöhne, rigide Arbeitsmarktregulierungen, inflationäre Geldpolitik) 
verschärft werden und dass nachhaltige Lösungen eher aus 
individueller Initiative und funktionierenden Märkten erwachsen. Die 
Suggestion, der Staat könne Risiken abschaffen (was unmöglich ist), 
führt zur Lähmung von Initiative und zur Schaffung neuer 
Abhängigkeiten. 
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III.​ Die Rhetorik der Alternativlosigkeit und des 
Notwendigen 

Obwohl der Finanzminister einräumt, dass es "naturgemäß unterschiedliche 
Vorstellungen und Pläne zur inhaltlichen Ausrichtung der Budgetpolitik" gebe, wird 
der präsentierte Kurs der Sanierung und die spezifischen Maßnahmen oft als 
alternativlos oder zumindest als die einzig vernünftige und verantwortungsbewusste 
Option dargestellt. Die Erwähnung, dass der starke Anstieg von Defizit und 
Staatsschulden "uns nun zur Budgetsanierung [zwingt]", suggeriert einen Sachzwang, 
der wenig Raum für alternative Ansätze lässt. 

Diese Rhetorik dient dazu, Kritik an einzelnen Maßnahmen oder am Gesamtpaket zu 
entkräften und den Eindruck zu erwecken, man handle unter dem Druck 
unvermeidbarer Notwendigkeiten. Es gibt jedoch stets Alternativen, insbesondere die 
radikale Reduktion des Staates auf seine Kernfunktionen, die in der politischen 
Debatte jedoch selten ernsthaft in Erwägung gezogen wird. 

Die Analyse der Sprache und Rhetorik in den Budgetdokumenten ist somit nicht nur 
eine linguistische Übung, sondern ein wichtiger Schlüssel zum Verständnis der 
dahinterstehenden wirtschaftspolitischen Philosophie und ihrer potenziellen 
Auswirkungen auf die Freiheit und den Wohlstand der Bürger. 
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Schlussfolgerungen und Politikempfehlungen 

I.​ Zusammenfassung der kritischen Analyse 

Die detaillierte Untersuchung des österreichischen Doppelbudgets 2025/2026, der 
begleitenden Budgetrede und des Budgetberichts hat aus einer spezifischen 
wirtschaftswissenschaftlichen Perspektive ein tiefgreifend problematisches Bild 
gezeichnet. Trotz der offiziellen Rhetorik der "Sanierung", des "das Richtige tun" und 
des "für Zuversicht sorgen" offenbaren die vorgelegten Dokumente eine 
Wirtschaftspolitik, die weiterhin tief im interventionistischen Denken verhaftet bleibt 
und die grundlegenden Prinzipien einer freien Marktwirtschaft und individueller 
Freiheit in vielen Bereichen missachtet. 

Die Hauptkritikpunkte lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

1.​ Staatsausgaben und -verschuldung​
Die geplante Staatsausgabenquote verbleibt auf einem exzessiv hohen 
Niveau (Prognose für 2025: 56,8% des BIP, sinkend auf 55,0% bis 2029), weit 
entfernt von einem schlanken Staat. Die Staatsverschuldung steigt weiter an 
(Prognose für 2026: 86,2% des BIP), was eine erhebliche Belastung für 
zukünftige Generationen, eine permanente Inflationsgefahr und eine 
Verdrängung privater Investitionen bedeutet. Die Sanierungsbemühungen 
sind unzureichend, nicht nachhaltig und basieren nicht auf fundamentalen 
institutionellen Reformen. 

2.​ Einnahmenpolitik​
Die hohe Abgabenquote (Prognose für 2025: 45,3% des BIP) wird durch eine 
Vielzahl neuer oder erhöhter Steuern und Abgaben weiter zementiert. Diese 
Maßnahmen (zum Beispiel Bankenabgabe, Energiekrisenbeitrag, Aussetzung 
der vollen Inflationsanpassung bei der kalten Progression) sind willkürlich und 
leistungsfeindlich, behindern die Kapitalbildung und erhöhen die Komplexität 
des Steuersystems weiter. Eine Orientierung an einem einfachen und 
marktneutralen Steuersystem mit niedrigen Steuern fehlt gänzlich. 
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3.​ Interventionismus und Subventionen​
Das Budget ist von interventionistischen Maßnahmen durchzogen - von 
Preisregulierungen (Mietpreisbremse) bis hin zu einer Vielzahl von 
Förderungen und Subventionen für spezifische Sektoren und Technologien. 
Diese Eingriffe verzerren den Wettbewerb, führen zu massiven Fehlallokationen 
von Ressourcen und schaffen Abhängigkeiten. Die angekündigten 
Offensivmaßnahmen stellen eine staatliche Anmaßung von Wissen dar, die 
den unternehmerischen Entdeckungsprozess behindert. 

4.​ Geldpolitik und Konjunkturzyklus​
Die budgetäre Notlage und die ungünstige Wirtschaftslage (Inflation, 
Rezessionsgefahr, Stand Mai 2024/Prognose 2025) sind in erheblichem Maße 
die Folge der vorangegangenen ultra-expansiven Geldpolitik. Diese hat, wie 
von der Konjunkturzyklustheorie beschrieben, zu Fehlallokationen und einem 
künstlichen Boom geführt, dessen Korrektur nun unausweichlich ist. Eine 
grundlegende Kritik an diesem Geldsystem und der Rolle der Zentralbank fehlt 
im politischen Diskurs bedauerlicherweise weitgehend. 

5.​ Strukturreformen​
Die angekündigten Strukturreformen in den Bereichen Pensionen, Gesundheit 
und Bildung sind lediglich graduelle Anpassungen bestehender, staatlich 
dominierter Systeme. Sie adressieren nicht die fundamentalen Probleme wie 
mangelnden Wettbewerb, Ineffizienz und die Einschränkung individueller 
Wahlfreiheit. Echte, marktorientierte Reformen, die auf Eigenverantwortung 
und Dezentralisierung setzen, bleiben weiterhin aus. 

6.​ Rolle des Staates und individuelle Freiheit​
Das Budget spiegelt ein Verständnis der Rolle des Staates wider, das weit über 
die legitimen Funktionen eines Minimalstaates hinausgeht. Zahlreiche 
Maßnahmen führen zu einer direkten oder indirekten Einschränkung der 
individuellen wirtschaftlichen Freiheit und erhöhen die Abhängigkeit der Bürger 
vom Staat. Das Subsidiaritätsprinzip wird systematisch verletzt. 

7.​ Verständnis von Wirtschaft und Wohlstand​
Das vorherrschende Verständnis von Wohlstand und wirtschaftlicher 
Entwicklung ist stark nachfrageorientiert geprägt. Die zentrale Bedeutung von 

74 



Ökonomische Analyse zum Budget 2025/2026 ​ ​                        Hayek Institut 
 

Sparen, Kapitalakkumulation und freiem Unternehmertum für nachhaltigen 
Wohlstand wird vernachlässigt oder falsch interpretiert. 

8.​ Verteilungsgerechtigkeit​
Der Fokus auf eine gerechte Verteilung der Sanierungslasten verschleiert die 
Tatsache, dass der Staat selbst durch seine Ausgaben- und 
Interventionspolitik die Lasten primär verursacht. Gerechtigkeit im Sinne des 
Schutzes von Eigentumsrechten und Vertragsfreiheit sowie 
Verfahrensgerechtigkeit spielt eine untergeordnete Rolle gegenüber vagen 
Konzepten staatlich herbeigeführter Ergebnisgerechtigkeit. 

9.​ Sprache und Rhetorik​
Die in den Budgetdokumenten verwendete Sprache dient oft der Legitimierung 
staatlicher Interventionen und der Verschleierung ihrer wahren Kosten und 
Konsequenzen. Narrative der "Gemeinsamkeit", "Sicherheit durch den Staat" 
und staatlicher "Impulssetzung" dominieren und stehen im Gegensatz zu einer 
Rhetorik, die individuelle Freiheit und Verantwortung betont. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der eingeschlagene budget- und 
wirtschaftspolitische Kurs aus einer spezifischen wirtschaftswissenschaftlichen 
Perspektive nicht geeignet ist, die grundlegenden Probleme Österreichs zu lösen. Er 
droht vielmehr, diese zu perpetuieren und die Grundlagen für zukünftigen Wohlstand 
weiter zu untergraben. 

II.​ Politikempfehlungen für eine radikale Wende 

Eine echte Sanierung der Staatsfinanzen und eine nachhaltige Stärkung der 
österreichischen Wirtschaft erfordern nicht nur marginale Korrekturen, sondern eine 
radikale Wende hin zu den Prinzipien der Freiheit, des Privateigentums und der 
Marktwirtschaft. Basierend auf den Erkenntnissen einer spezifischen 
wirtschaftswissenschaftlichen Denktradition lassen sich folgende Kernempfehlungen 
formulieren: 
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1.​ Sofortiger Stopp der Neuverschuldung und radikales 
Ausgabenkürzungsprogramm: 

○​ Ziel​
Ein dauerhaft ausgeglichener Haushalt beziehungsweise Überschüsse 
zur Tilgung der Staatsschulden. 

○​ Maßnahmen​
Konsequente Beschränkung der Staatsausgaben in Richtung der 
Kernfunktionen eines Minimalstaates: Justiz (Schutz von 
Eigentumsrechten und Vertragsdurchsetzung), innere Sicherheit (Polizei 
zum Schutz vor Gewalt und Betrug) und eine auf die reine 
Landesverteidigung ausgerichtete, schlanke Armee. Alle anderen 
Ausgabenbereiche sind einer radikalen Prüfung zu unterziehen und 
weitestgehend zu eliminieren. Dies inkludiert: 

■​ Ersatzlose Streichung sämtlicher Unternehmens- und 
Branchensubventionen. 

■​ Abbau von Sozialtransfers auf ein absolutes Minimum zur 
Sicherung der physischen Existenz für nachweislich und 
unverschuldet Bedürftige, verbunden mit Anreizen zur Selbsthilfe. 

■​ Beendigung staatlicher Interventionen in Wirtschaftszweige wie 
Landwirtschaft, Tourismus, Kultur. 

■​ Rückführung staatlicher Aufgaben in Bildung und Gesundheit auf 
ein Minimum (siehe Punkt 3 und spezifische Überlegungen zu 
Strukturreformen). 

○​ Institutionelle Verankerung​
Eine verfassungsrechtlich verankerte, starre Schuldenbremse ohne 
Ausweichklauseln, die bei Nichteinhaltung automatische, prozentual 
gleichmäßige Kürzungen über alle nicht-essenziellen Ressorts erzwingt. 
Sinnvoll wäre auch eine persönliche Haftung für politische 
Entscheidungsträger bei Verstößen gegen die Haushaltsdisziplin. 
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2.​ Umfassende Steuer- und Abgabenreform zur radikalen Vereinfachung, 
Entlastung und Effizienzsteigerung: 

○​ Ziel​
Ein Steuersystem, das die Finanzierung der Minimalstaatsaufgaben mit 
geringstmöglicher Verzerrung ökonomischer Entscheidungen und 
maximalem Respekt vor Privateigentum sicherstellt, sowie eine 
drastische Reduktion der Komplexität in allen staatlichen 
Abgabenstrukturen. 

○​ Maßnahmen: 

■​ Reduktion von Komplexität​
Umfassendes Streichen von Ausnahmeregelungen (inklusive 
beispielsweise der Freibeträge) insbesondere im Steuersystem, 
aber auch in anderen Aufgabenbereichen, um Transparenz zu 
erhöhen und administrative Kosten für Bürger und Unternehmen 
zu senken. 

■​ Einführung einer Flat Tax​
Eine möglichst niedrig gehaltene Flat Tax auf Einkommen sollte 
das Kernstück der Reform bilden. Diese soll nach Möglichkeit alle 
derzeit bestehenden Klein-, Kleinst- und Sonderabgaben 
ersetzen. Im Optimalfall sollte das Abgabensystem auf drei 
Abgaben reduziert werden: eine Sozialabgabe, eine 
Einkommensteuer und eine Umsatzsteuer - alle idealerweise als 
Flat Tax ausgestaltet, um maximale Transparenz und minimale 
ökonomische Verzerrungen zu gewährleisten. 

■​ Abschaffung weiterer Steuern​
Konsequente Abschaffung aller anderen Steuern, die diesem Ziel 
der Einfachheit und Effizienz widersprechen, insbesondere der 
Körperschaftsteuer (ist in einer Flat Tax integriert), der 
Grunderwerbsteuer und aller spezifischen Verbrauchs- oder 
Unternehmenssteuern, die nicht dem Prinzip einer breiten 
Bemessungsgrundlage folgen.   
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■​ Vollständige und automatische Abschaffung der kalten 
Progression bei der Einkommensteuer, solange diese in ihrer 
aktuellen Form existiert. 

3.​ Konsequente Deregulierung, Privatisierung und Stärkung eines subsidiären 
Föderalismus: 

○​ Ziel​
Maximierung der wirtschaftlichen Freiheit, Stärkung des Wettbewerbs 
und Effizienzsteigerung durch Überführung staatlicher Aktivitäten in den 
privaten Sektor und eine klare Aufgabenverteilung nach dem 
Subsidiaritätsprinzip. 

○​ Maßnahmen: 

■​ Systematischer Abbau von Marktregulierungen​
Überprüfung aller bestehenden Gesetze und Verordnungen auf 
ihre Notwendigkeit und ihre Auswirkungen auf die 
unternehmerische Freiheit. Beim geringsten Zweifel hinsichtlich 
ihrer Notwendigkeit und Auswirkungen sollten diese zugunsten 
einfacher, klarer und allgemeiner Regeln abgeschafft werden. 
Beseitigung aller Marktzutrittsbarrieren, Preisregulierungen, 
Lizenzierungsanforderungen und bürokratischer Auflagen. 

■​ Privatisierung staatlicher Unternehmen und Dienstleistungen​
Verkauf aller staatlichen Unternehmensbeteiligungen und 
Überführung staatlich erbrachter Dienstleistungen (um Beispiel in 
Teilen von Bildung, Gesundheit, Infrastrukturmanagement), die 
nicht zu den absoluten Kernaufgaben des Staates gehören, in 
private Hände. Dies schließt auch den Verkauf von nicht für 
Kernfunktionen benötigten staatlichen Immobilien und 
Vermögenswerten ein, um Schulden zu tilgen. 

■​ Stärkung der Vertragsfreiheit​
Sicherstellung, dass private Akteure frei über die Bedingungen 
ihrer Verträge verhandeln können, ohne staatliche Einmischung. 
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■​ Förderung von Steuerwettbewerb und Subsidiarität​
Ermöglichung eines möglichst umfassenden Steuerwettbewerbs 
zwischen Gebietskörperschaften samt einer konsequenten 
Aufgabenübertragung auf Gemeindeebene (oder sogar noch 
niedrigere Ebenen) gemäß dem Subsidiaritätsprinzip. Dies dient 
der Effizienzsteigerung des Föderalismus. Zentrale Vorschriften 
oder Einschränkungen des Bundes, die diesen Wettbewerb 
behindern, sind jedenfalls zu vermeiden. 

4.​ Radikale Reform des Pensionssystems zur Stärkung der Arbeitsanreize und 
Sicherung der Nachhaltigkeit: 

○​ Ziel​
Schaffung starker Anreize zum längeren Arbeiten, Reduktion der Last für 
zukünftige Generationen und Anpassung des faktischen 
Pensionsantrittsalters an internationale Standards. 

○​ Maßnahmen: 

■​ Abschaffung von Arbeitnehmer-Sozialbeiträgen ab 
tatsächlichem Pensionsantrittsalter​
Um die Attraktivität einer Weiterbeschäftigung nach Erreichen 
des individuellen Pensionsantrittsalters signifikant zu erhöhen, 
sollten sämtliche vom Arbeitnehmer zu tragende 
Sozialversicherungsbeiträge für diese Personen entfallen. 
(Beispielrechnung: Ein Nettolohn von 2500 Euro würde dadurch 
auf etwa 3100 Euro steigen.) 

■​ Abschaffung aller einkommensabhängigen Abgaben ab 
gesetzlichem Pensionsantrittsalter​
Als noch stärkerer Anreiz für das Weiterarbeiten nach Erreichen 
des gesetzlichen Pensionsantrittsalters sollten für diese Gruppe 
alle einkommensabhängigen Abgaben (sowohl Steuern als auch 
Sozialversicherungsbeiträge) auf das Erwerbseinkommen 
entfallen. (Beispielrechnung: Ein Nettolohn von 2500 Euro würde 
dadurch auf etwa 4700 Euro steigen.) 
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■​ Fokus​
Diese Maßnahmen zielen darauf ab, das tatsächliche 
durchschnittliche Pensionsantrittsalter (derzeit etwa 61 Jahre) 
über den OECD-Schnitt (etwa 64 Jahre) hinauszuführen. Dies 
würde zu deutlich geringeren Auszahlungen für Pensionen führen, 
bei vergleichsweise geringen Mindereinnahmen aus Abgaben für 
die aktiv arbeitenden Pensionisten. Zusätzlich wäre ein starkes 
zusätzliches Wirtschaftswachstum aufgrund einer höheren 
Anzahl arbeitender Menschen sowie eine Linderung des 
Fachkräftemangels zu erwarten. 

5.​ Geldpolitische Neuorientierung: 

○​ Ziel​
Schaffung eines stabilen und berechenbaren Geldwesens, das frei von 
politischer Manipulation ist und Inflation sowie künstliche 
Konjunkturzyklen verhindert. 

○​ Maßnahmen: 

■​ Kurzfristig​
Öffentliches Eintreten für eine strikt regelbasierte, 
angebotsorientierte und stabilitätsorientierte Geldpolitik der 
Zentralbank. Beendigung aller Formen der monetären 
Staatsfinanzierung und der Verschleierung fiskalischer Probleme 
durch die Geldpolitik. 

■​ Mittelfristig​
Anstoßen einer fundamentalen Debatte über Alternativen zum 
bestehenden Fiat-Geldsystem und der zentralbankgesteuerten 
Geldpolitik. Dazu gehört die ernsthafte Prüfung von Konzepten wie 
Wettbewerb privater Währungen (Kryptowährungen) oder die 
Rückkehr zu einem soliden Rohstoffstandard, um die 
Geldproduktion der politischen Willkür zu entziehen und die 
Kaufkraft des Geldes dauerhaft zu sichern. 
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6.​ Umfassende Stärkung der Eigentumsrechte und der Vertragsfreiheit: 

○​ Ziel​
Wiederherstellung und unbedingter Schutz des Privateigentums und der 
Vertragsfreiheit als Fundamente einer freien und prosperierenden 
Gesellschaft. 

○​ Maßnahmen​
Systematische Überprüfung und Rücknahme aller Gesetze, 
Verordnungen und administrativen Praktiken, welche diese 
fundamentalen Rechte unverhältnismäßig einschränken oder verletzen. 
Dies betrifft nicht nur direkte Eingriffe, sondern auch indirekte 
Aushöhlungen durch übermäßige Besteuerung, Regulierung oder 
Subventionen, die de facto die Verfügungsgewalt der Eigentümer über 
ihr Eigentum beschneiden. Schaffung einer Kultur des Respekts vor dem 
Privateigentum und der Anerkennung seiner zentralen Rolle für 
wirtschaftlichen Fortschritt und individuelle Autonomie.​
 

III.​ Ausblick: Die Notwendigkeit eines 
Paradigmenwechsels 

Die Umsetzung dieser Empfehlungen würde einen radikalen Paradigmenwechsel in 
der österreichischen Wirtschafts- und Fiskalpolitik bedeuten. Sie erfordert Mut, 
Entschlossenheit und ein grundlegend anderes Verständnis der Rolle des Staates 
und der Quellen des Wohlstands. Der Weg zu einer freieren und wohlhabenderen 
Gesellschaft ist nicht der Weg weiterer staatlicher Interventionen und Umverteilung, 
sondern der Weg der konsequenten Begrenzung staatlicher Macht, der Freisetzung 
individueller Initiativen und der vollen Entfaltung des Marktprozesses. 

Die vorliegende Analyse versucht, die Mängel des aktuellen Budgetkurses 
aufzuzeigen und eine klare Alternative zu skizzieren. Es bleibt zu hoffen, dass eine 
wachsende Einsicht in die destruktiven Konsequenzen des Etatismus und 
Interventionismus zu einer Renaissance liberaler Ideen und einer entsprechenden 
Neuausrichtung der Politik führt. Die Zukunft Österreichs hängt entscheidend davon 
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ab, ob es gelingt, den Pfad der staatlichen Bevormundung zu verlassen und den Weg 
der Freiheit und Eigenverantwortung zu beschreiten. 
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